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 Sozialbericht NRW 2020 – 5. Armuts- und Reichtumsbericht 

Vorlage 17/4607 
Vorlage 17/4608 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Heike Gebhard: Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zu unserer 112. Sit-
zung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales. Besonders begrüßen darf 
ich die Damen und Herren Abgeordneten sowie die Vertreterinnen und Vertreter der 
Landesregierung und sowie ganz herzlich die Damen und Herren Sachverständigen – 
sie sind in ihrer Mehrheit vor Ort; einige von ihnen dürfen wir aber auch im Stream 
begrüßen. Wir haben inzwischen Erfahrung damit, und ich bin sicher, das wird gut 
klappen. 

Darüber hinaus begrüße ich, sofern anwesend, Zuhörerinnen und Zuhörer, aber auch 
diejenigen, die uns im Stream zuschauen. Den Damen und Herren Abgeordneten ist 
bekannt, dass unsere Anhörungen grundsätzlich im Stream mitzuverfolgen sind. Na-
türlich begrüße ich die Vertreterinnen und Vertreter der Medien und ganz besonders 
die Vertreterin des Sitzungsdokumentarischen Dienstes, die dafür sorgen wird, dass 
wir auch von dieser Anhörung ein Wortprotokoll erhalten, damit wir eine ordentliche 
Auswertung vornehmen können. 

Wir beraten heute den Sozialbericht NRW; das ist der 5. Armuts- und Reichtumsbe-
richt. Dieser Bericht liegt uns mit der Vorlagennummer 17/4607 als Kurzfassung und 
mit der Nummer 17/4608 als Langfassung vor. 

Die Landesregierung hat uns diesen Bericht mit Schreiben vom 1. Februar 2021 über-
mittelt, und wir haben uns am 24. Februar entschlossen, zu diesem Bericht eine An-
hörung durchzuführen – was wir heute nun tun wollen. 

Ich darf mich namens des Ausschusses noch einmal ganz herzlich bei unseren Damen 
und Herren Sachverständigen bedanken, insbesondere dafür, dass Sie uns so ausge-
wiesene und detaillierte Stellungnahmen haben zukommen lassen. Die Lektüre dieser 
umfangreichen Stellungnahmen hat mich veranlasst, dem Ausschuss vorzuschlagen, 
jetzt nicht sozusagen querbeet durch den Bericht zu gehen, sondern zunächst eine 
allgemeine Runde zu machen, in der wir den Bereich „Ursachen von Armut“ untersu-
chen und allgemeine Fragestellungen thematisieren, bevor wir uns dann in der zweiten 
und dritten Runde explizit mit den beiden Bereichen Wohnen und Bildung, die in vielen 
dieser Stellungnahmen gesondert herausgehoben worden sind, befassen. 

Ich darf mit Blick auf den zeitlichen Rahmen ferner darauf hinweisen, dass die Damen 
und Herren Sachverständigen davon ausgehen dürfen, dass sich die Abgeordneten 
die Stellungnahmen wie gewohnt bereits gründlich angesehen haben, sodass wir auf 
Eingangsstatements verzichten und nun sofort in die Fragerunde einsteigen werden. 
Dabei wird zunächst jede Fraktion ihre Fragen an Sie richten, und ich werde Ihnen 
anschließend in der im Tableau ausgewiesenen Reihenfolge das Wort erteilen, sodass 
Sie dann gebündelt die an Sie gerichteten Fragen beantworten können. 
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Die Abgeordneten möchte ich daran erinnern, dass es sehr hilfreich ist, wenn Sie Ihre 
Fragen sehr präzise an bestimmte Sachverständige richten und nicht allgemein formu-
lieren. – Zuerst hat sich nun Herr Dr. Vincentz gemeldet. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren, ein 
herzliches Dankeschön für die eingegangenen Stellungnahmen; diese waren sehr auf-
schlussreich, auch um den Bericht in seiner Langfassung besser lesen zu können. 
Nichtsdestotrotz haben sich für uns noch einige Fragen ergeben. 

Die erste Frage ist leider – trotz der mahnenden Worte der Vorsitzenden – eine recht 
allgemeine: In mehreren Stellungnahmen wird darauf hingewiesen, dass sich die Da-
tenbasis des Sozialberichts durch die Coronakrise noch einmal deutlich verändern 
wird. Daher die Frage an die Runde insgesamt, was aus Ihrer jeweiligen Perspektive, 
soweit Sie das schon einschätzen können, für den künftigen 6. Armuts- und Reich-
tumsbericht zu erwarten ist.  

Dann habe ich eine sehr konkrete Frage an Herrn Franke: Sie fordern in Ihrer Stel-
lungnahme eine Anhebung der Grundsicherung um 100 Euro. Da stellt sich mir die 
Frage, wie das kalkuliert ist. Gerade bei so runden Zahlen beschleicht einen immer die 
Vermutung, dass das eher eine Schätzung ist. Was ist denn die genaue Datengrund-
lage? Wie setzen sich diese 100 Euro Anhebung zusammen, und wie sind Sie auf 
genau diesen Zahlenwert gekommen? 

Und noch eine Frage an Frau Dunschen von unternehmer nrw: Sie führen in Ihrer 
Stellungnahme einige allgemeine und, wie ich finde, richtige Punkte aus. Aber was 
könnten die Landesregierung bzw. das Land NRW aus Ihrer Sicht verstärkt tun? – 
Vielen Dank.  

Josef Neumann (SPD): Zuerst einmal vielen Dank an alle Sachverständigen für die 
Punkte, die Sie uns in Ihren sehr ausführlichen Stellungnahme mitgeliefert haben. Im 
Grunde würde jeder dieser Punkte eine eigene Anhörung erfordern, so interessant sind 
diese. Aber das würde sicherlich viel zu weit führen. 

Meine generellen Fragen zum Sozialbericht zielen im ersten Block u. a. auf das Thema 
Langzeitarbeitslosigkeit. Wir wissen alle, dass Langzeitarbeitslosigkeit natürlich auch 
durch Corona stetig weiter gestiegen ist, aber wir hatten auch zuvor schon einen So-
ckel an Langzeitarbeitslosigkeit. Der DGB betont in seiner Stellungnahme die Bedeu-
tung eines sozialen Arbeitsmarkts zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, und 
uns würde interessieren, welche Erfahrungen mit dem neuen Instrument des Sozialen 
Arbeitsmarktes bislang gemacht wurden und wie dieses Instrument weiterentwickelt 
werden kann. Wie schätzt der DGB dies ein? 

Was das Thema Lohn betrifft – Mindestlohn, Löhne für Frauen –, so wissen wir, dass 
Deutschland europaweit einen der größten Niedriglohnsektoren hat. Auch hier weisen 
DGB, aber auch VdK und SoVD darauf hin, dass wir beim Thema Mindestlohn von 
einer Lohnuntergrenze ausgehen – sozusagen das Mindeste, was gezahlt werden 
muss –, gleichzeitig aber viele Unternehmen selbst diese Lohnuntergrenzen nicht ein-
halten, und dass insbesondere Frauen stark hiervon betroffen sind. Auch hier würde 
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mich interessieren, welche Maßnahmen zusätzlich eingeleitet werden könnten. Was 
kann die Landesregierung hier konkret tun? Denn es geht auch um die Erreichbarkeit 
für diese Zielgruppen, um Aufklärung und Prävention. Wie wird vonseiten des DGB, 
des VdK und des SoVD die Lage beurteilt? 

Dann haben wir einen großen Bereich im Arbeitsmarkt, der sich leider zum Negativen 
hin entwickelt hat, nämlich der Bereich der Menschen mit Behinderung. Die Problema-
tik hat sich durch Corona nochmals massiv verstärkt; wir stellen fest, dass selbst gut 
qualifizierte Menschen mit Behinderung überhaupt nicht Fuß fassen können. Welche 
zusätzlichen Maßnahmen müsste man einleiten, um dieses herausragende Problem 
in den Griff zu bekommen? Was kann und muss das Land hier tun, um weitere Ver-
besserungen zu erreichen? Diese Frage möchte ich neben DGB, VdK und SoVD auch 
an Herrn Sailer stellen. 

Ein weiteres Thema, das im Bericht ausführlich beschrieben wird, ist die Situation von 
Kindern und Jugendlichen. In Nordrhein-Westfalen leben seit Jahren 25 % und mehr 
Menschen in der Grundsicherung; ein wichtiger Aspekt beim Thema „Bekämpfung von 
Kinderarmut“ ist die Frage der Kindergrundsicherung. Hier interessiert mich, wie Sie 
die Kernidee der Grundsicherung sehen und welche Rahmenbedingungen die Politik 
schaffen muss; dabei möchte ich auch Herrn Dr. Hensel vom Caritas-Verband bitten, 
dazustellen, wie sich dieses Thema aus Sicht des Caritas, der ja an vielen Orten un-
terwegs ist, darstellt. 

Ein wichtiges Thema, das von allen beschrieben oder zumindest angedeutet wird – 
der VdK geht sehr ausführlich darauf ein –, ist die Altersarmut, wo es auch eine enorm 
hohe Dunkelziffer gibt. Wie beurteilt der VdK diese Problematik generell, und welche 
Handlungsempfehlungen gibt es für die Landesregierung? Hierzu interessieren mich 
dann auch die Stellungnahmen der anderen Sachverständigen. 

Marco Schmitz (CDU): Frau Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kol-
lege Neumann, mit der Fragenbatterie, die Sie gerade losgelassen haben, sind wir bis 
zur Mittagspause beschäftigt; dann setzen wir die Anhörung heute Nachmittag zu den 
anderen Themenblöcken fort. – So viel zu der Aufforderung, sich kurzzufassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, und möchte mich recht herzlich für die Stel-
lungnahmen bedanken, die teilweise ja schon sehr ausführlich auf das eingegangen 
sind, was gerade gefragt wurde. Bedanken möchte ich mich aber auch bei der Lan-
desregierung für die ausführliche Berichterstattung im Rahmen der Sozialberichte. 
Auch wir haben jedoch noch ein paar Fragen. 

Herr Dr. Hensel, Sie fordern in Ihrer Stellungnahme eine Armutsbekämpfungsstrategie 
und nennen das Instrument der Sozialplanung zur flächendeckenden Umsetzung. Viel-
leicht können Sie das noch etwas konkretisieren und auch ein paar praktische Bei-
spiele dazu geben. 

Wiederum an Herrn Dr. Hensel und daneben an den SoVD: Die Berichte haben ge-
zeigt, dass das Armutsrisiko auch vom Geschlecht abhängt. Vielleicht können Sie da-
rauf noch kurz eingehen und dabei auch Lösungsvorschläge machen. 
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An den VdK die Frage: Wie erklären Sie die einkommensabhängigen Quoten der Arzt-
besuche und Krankenhausaufenthalte? Wie lässt sich eine geringere gesundheitliche 
Versorgung der Einkommensschwachen auch im Hinblick auf Corona erklären? Dies 
wird man nicht allein damit erklären können, dass das gesetzlich Versicherte sind und 
keine privat Versicherten – auch mit Zusatzversicherung und Ähnlichem –, sondern da 
müssen wir schauen, wie wir eine grundsätzliche ärztliche Bereitschaft oder eine bes-
sere gesundheitliche Versorgung erreichen können.  

Als Letztes eine Frage an Herrn Dr. Sailer; es geht dabei um die Infektionsrisiken auch 
bezüglich Corona im Hinblick auf prekäre Arbeits- und Wohnsituationen und die Mög-
lichkeit von Homeoffice und familiärer Care-Arbeit. Vielleicht können Sie etwas dazu 
sagen, wie sich das in Zukunft auswirken wird.  

Stefan Lenzen (FDP): Frau Vorsitzende, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Erst ein-
mal auch vonseiten der FDP-Fraktion ein herzliches Dankeschön an die Sachverstän-
digen für ihr heutiges Erscheinen und die umfangreichen Stellungnahmen, die Sie ein-
gereicht haben.  

Meine ersten Fragen richten sich an Frau Dunschen von unternehmer nrw. In Ihrer 
Stellungnahme haben Sie den entscheidenden Satz geprägt, dass Erwerbstätigkeit 
der entscheidende Schutz vor Armut ist, und Sie warnen vor falschen Weichenstellun-
gen durch zusätzliche Regulierungen. Unter diesem Gesichtspunkt sind meine Fragen: 
Welche Gefahren sehen Sie aktuell? Welche Regulierungen könnten die Chancen auf 
Beschäftigung verschlechtern? Inwiefern spielen in diesem Zusammenhang flexible 
Beschäftigungsformen eine besondere Rolle, z. B. Befristungen, Zeitarbeitsunterneh-
men als Brücke in den Arbeitsmarkt? Inwieweit sind diese sinnvoll? 

Mit Blick auf das Thema Niedriglohnsektor interessiert mich, wie Sie die Erweiterung 
der Hinzuverdienstmöglichkeiten in der Grundsicherung beurteilen und welche Posi-
tion Sie in der aktuellen politischen Debatte zur Anhebung des gesetzlichen Mindest-
lohns einnehmen. 

Josefine Paul (GRÜNE): Auch ich möchte meine erste Frage an die freie Wohlfahrts-
pflege richten, in Ergänzung der Frage des Kollegen Schmitz dazu, was die Armuts-
bekämpfungsstrategie und die landesseitige Unterstützung einer einheitlichen und ver-
gleichbaren Sozialplanung angeht. In der Stellungnahme wird die Forderung nach ei-
ner festen Struktur zur nachhaltigen und kontinuierlichen Bearbeitung erhoben, auch 
interministeriell. Vielleicht können Sie das noch einmal erläutern und sagen, wie diese 
Struktur ausgestaltet sein muss, damit diesen sektorübergreifenden Fragestellungen 
Rechnung getragen werden kann. 

Meine zweite Frage richtet sich an den DGB; diese Stellungnahme ist sehr umfang-
reich, und Sie heben stark auf die Frage der kommunalen Rahmenbedingungen und 
der sozialen Infrastruktur ab. Vielleicht können Sie auch mit Blick darauf noch etwas 
dazu sagen, dass sich gegenüber dem Betrachtungszeitraum des Sozialberichts durch 
Corona das eine oder andere Problem noch verschärft hat. Was heißt das für die kom-
munale Ausstattung, für die Rahmenbedingungen?  
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Daneben interessiert mich der Aspekt der Vorbildfunktion im öffentlichen Bereich – 
Steuerungsfunktion, Vergaberecht – mit Blick auf Tariftreue, aber auch auf die integ-
rativen Beschäftigungsformen. 

Abschließend für diese Runde eine Frage an den SoVD; es geht um den integrativen 
Arbeitsmarkt und die Entwicklung in diesem Bereich. Was wäre dort zu tun, um die 
Lage zu verbessern? Ausweislich der Stellungnahme hat sich auch durch Corona 
manches noch dramatischer entwickelt.  

Und wie stellt sich die Frage der Gleichberechtigung am Arbeitsmarkt – Frauener-
werbsarbeit – dar? Auch dies hat sich durch Corona durchaus nicht zum Vorteil der 
Frauen entwickelt. Wie kann dort einer längerfristigen Verfestigung von negativen Ef-
fekten – Stichwort „Ausweitung der Teilzeitfalle“ – auch strukturell entgegengewirkt 
werden?  

Vorsitzende Heike Gebhard: Wir kommen nun zur Antwortrunde. Zunächst darf ich 
Frau Dunschen das Wort erteilen, und danach geht es in der Reihenfolge des Tab-
leaus weiter. 

Claudia Dunschen (Landesvereinigung der Unternehmensverbände Nordrhein-
Westfalen e. V. [unternehmer nrw]): Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Her-
ren Abgeordnete! Bevor ich mit meinen Ausführungen starte, möchte ich einen Dank 
an die vielen Mitarbeiter aus dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales rich-
ten, die dieses umfangreiche Werk konzipiert, koordiniert und erstellt haben und die 
es im Prozess mit der Fachkonferenz begleitet haben, deren Mitglied ich ebenfalls sein 
durfte.  

Das war jetzt ein sehr umfangreicher Katalog an Fragen; ich rolle mal das Feld von 
hinten auf:  

Herr Lenzen von der FDP hat eine entscheidende Aussage aus der Stellungnahme 
aufgegriffen: „Erwerbstätigkeit als Schutz vor Armut verstehen, gute Rahmenbedin-
gungen für Beschäftigung schaffen“. Das ist aus unserer Perspektive sehr wichtig; un-
sere Position ist – auch wenn das vielleicht viele nicht hören wollen –, dass gerade die 
flexiblen Beschäftigungsformen eine Brücke in den Arbeitsmarkt darstellen. Schaut 
man sich die Datenlage der Bundesagentur für Arbeit an, so fällt auf, dass es sich bei 
Beschäftigten in Zeitarbeit häufig um Menschen handelt, die zuvor arbeitslos waren, 
die langzeitarbeitslos waren oder die vorher noch nie in eine Beschäftigung getreten 
waren. Daher würden wir es als fatal erachten, wenn diese Beschäftigungsformen re-
guliert würden. 

Gleiches sehen wir auch beim Thema Befristungen; dies ermöglicht jungen Menschen 
oftmals einen Einstieg in die Erwerbstätigkeit. Ausweislich der Datenlage ist es nicht 
so, als wären diese dann ewig darin verfestigt; sie finden vielmehr häufig eine An-
schlussperspektive und sehr häufig damit verbunden auch eine unbefristete Anstel-
lung – was sicherlich auch für junge Menschen sehr wichtig ist. 
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Herr Lenzen, Sie fragten mich nach unserer Position zu den Hinzuverdienstgrenzen in 
der Grundsicherung nach SGB II. Da ist unsere Position, dass diese Hinzuverdienst-
grenzen auf jeden Fall nach oben geschraubt werden sollten, um auch einen echten 
Anreiz für Beschäftigung zu liefern. Momentan ist das so gedeckelt, dass nur eine im 
zeitlichen Umfang sehr geringe Erwerbstätigkeit möglich ist, um das, was verdient 
wird, auch wirklich behalten zu können. Um Menschen zu zeigen, dass sich Arbeit 
lohnt, muss aber von dem, was während des Bezugs hinzuverdient wird, mehr im ei-
genen Portemonnaie verbleiben. 

Sie fragten nach unserer Position zur Mindestlohnerhöhung. Da sind wir der Auffas-
sung, dass insbesondere Menschen mit geringen Qualifikationen – davon sind häufig 
auch Langzeitarbeitslose betroffen – durch eine Erhöhung des Mindestlohns der Ein-
stieg in Arbeit versperrt oder doch erschwert würde. Daher raten wir dringend hiervon 
ab; denn auch aus der Perspektive von Unternehmen würde dies Hürden für den Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt bzw. Hürden für Beschäftigung darstellen. 

Herr Neumann, Sie haben viele Themenfelder aufgegriffen. Wenn Sie erlauben, würde 
ich gern zu zwei Themen aus der Perspektive der Wirtschaft etwas sagen.  

Sie sprachen das Thema Langzeitarbeitslosigkeit an und fragten, was notwendig sei, 
um dort mehr Beschäftigung oder Übertritte zu generieren. Da müssen wir schauen, 
wie sich das weiterentwickelt. Was sich in diesem ganzen Feld als sehr hilfreich erwie-
sen hat, ist das beschäftigungsbegleitende Coaching. Da hören wir von allen Seiten, 
dass es von den Menschen als wirkliche Hilfestellung empfunden wird, gut begleitet 
zu werden, aber auch als Verknüpfung zwischen Arbeitgeber und Förderbeschäftig-
tem, um da – so möchte ich es hier mal sagen – den „Übersetzer“ zu machen, den 
Erklärer, wenn es zwischen den Fronten mal nicht optimal läuft.  

Weiter haben Sie die Frage in den Raum gestellt, wie es gelingen kann, Menschen mit 
Behinderung verstärkt in Beschäftigung zu bringen. Welche Maßnahmen wären zu-
sätzlich denkbar? Aus Arbeitgeber- und Wirtschaftsperspektive würden wir uns wün-
schen, dass in dem ganzen bunten Beratungsangebot zu all dem, was es hier im Land 
gibt, auch eine arbeitgeberorientierte Beratung dabei ist, dass also Menschen dabei 
sind, die die Sprache von Arbeitgebern, von Personalern, Ausbildern, allen aus diesem 
Umfeld, verstehen und da auch adäquat beraten können. Bei vielen Beratungsange-
boten haben wir nämlich den Eindruck, dass es sehr, sehr arbeitnehmerbezogen ist. 
Nehmen Sie uns oder die, die wir vertreten, mit in den Blick, und dann sind wir gern 
bereit, an dieser Front weiter aktiv zu werden, und dann können die Prozesse zukünftig 
gelingen. Denn es zeichnen sich in vielen Bereichen auch Fachkräfteengpässe ab; 
Menschen mit Behinderung sind da häufig gut qualifiziert und könnten auch gute Per-
spektiven am Arbeitsmarkt bekommen. 

Herr Dr. Vincentz fragte: „Was wäre denn, wenn der nächste Sozialbericht kommt? 
Was sind die Erwartungen an die Datenlage?“ Ich habe gerade kurz über das Thema 
Langzeitarbeitslosigkeit gesprochen; wir sehen momentan, dass die Langzeitarbeits-
losigkeit steigt, dass der Anteil der Langzeitarbeitslosen an der Gesamtheit der Ar-
beitslosen steigt. Das ist wirklich besorgniserregend, und daher muss geschaut wer-
den, dass vonseiten der Jobcenter schnell Vermittlungsgespräche geführt werden, 
dass ein vernünftiges Profiling stattfindet und Perspektiven aufgezeigt werden. 
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Aber insbesondere bei dieser Zielgruppe ist Folgendes wichtig: Wir haben es dabei 
häufig mit Geringqualifizierten zu tun. Das ist ein wesentliches Vermittlungshemmnis, 
und dies gilt es an der Wurzel zu fassen, um der Problematik mit arbeitsmarktbezoge-
nen Qualifizierungsangeboten zu begegnen. 

Sie fragten, sehr allgemein gefasst: „Was kann das Land noch tun?“ Da kann ich auch 
allgemein gefasst auf die Einleitung zu unserer Stellungnahme verweisen und sagen: 
Das Land soll gute Rahmenbedingungen für Bildung schaffen, für Bildungsqualität in 
den unterschiedlichen Bereichen und für individuelle Förderung.  

Martin Franke (Sozialverband VdK – Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zuge-
schaltet]): Einen schönen guten Tag aus dem Büro der Landesgeschäftsstelle des 
VdK! Auch von mir herzlichen Dank für die Einladung und für den sehr umfangreichen 
Bericht der Landesregierung.  

Ich habe einiges an Fragen abzuarbeiten und möchte beginnen mit der Frage von 
Herrn Neumann, der ja explizit dem VdK Fragen zum Thema Altersarmut – Dunkelzif-
fer – gestellt hat und wissen möchte, wie man diese Problematik generell lösen kann. 
Wir haben in der Stellungnahme darauf hingewiesen, dass es ganz wichtig ist, eine 
bessere Datengrundlage zu schaffen. Aktuell kann die Einkommensarmut mithilfe 
zweier Indikatoren gemessen werden: die relative Einkommensarmut, aber auch die 
Mindestsicherungsquote. Dabei weist gerade diese eine hohe Dunkelziffer auf. 

In unserer Stellungnahme weisen wir darauf hin, wie wichtig es ist, dass seitens der 
Landesregierung klare Vorgaben insofern getätigt werden, als beispielsweise in den 
Kommunen Altersarmut nur über die relative Einkommensarmut gemessen wird. Wir 
weisen auch darauf hin, dass hier Hilfsindikatoren hinzugezogen werden können, etwa 
über eine Abfrage der Apotheker*innen oder auch der Ärzt*innen. So könnte es etwa 
um eine Person im Alter von 65 plus gehen, die nicht viel Geld hat, die zum Arzt kommt 
und über ihre Situation klagt. Hier könnte man sozusagen Bericht erstatten und auf 
diese Person stärker aufmerksam machen.  

Dazu könnte man Folgendes tun: Man könnte die Ausgabe von Sozialpässen in Nord-
rhein-Westfalen stark erhöhen. Der Paritätische Gesamtverband hat in seinem Ar-
mutsbericht gesagt, dass aktuell knapp ein Drittel der Kommunen in NRW Sozialpässe 
ausgeben. Da wäre eine Möglichkeit, dies stark zu erhöhen, um diese Zielgruppe bes-
ser zu erreichen und die Lage besser abzufragen. Zum einen werden diese durch zu-
sätzliche Maßnahmen noch unterstützt; zum anderen hat man sie dann sozusagen 
irgendwo erfasst und kann sie besser erreichen. 

Eine weitere wichtige Maßnahme ist, das Thema noch stärker in die Öffentlichkeit zu 
tragen. Wir weisen explizit darauf hin, dass dies nicht im Rahmen einer großen Kam-
pagne zum Thema Altersarmut geschehen sollte, sondern vielleicht in Zusammenhang 
mit einem übergeordneten Thema wie „Demografie in NRW“ o. ä., wo die Problematik 
mitdiskutiert werden kann und wo vor allem darauf hingewiesen wird, dass Altersarmut 
nichts Verwerfliches ist und dass, wer von Altersarmut betroffen ist, sich nicht dafür 
schämen muss, den Gang zum Jobcenter anzutreten. – So weit meine Antwort an 
Herrn Neumann. 
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Herr Schmitz von der CDU hat noch gefragt, warum Einkommensschwache so 
schlecht dastehen, wenn es um die ärztliche Versorgung in der aktuellen Coronalage 
geht. In diesem Zusammenhang kann ich auf ein Beispiel von Anfang der Woche in 
Köln hinweisen: Im Stadtteil Chorweiler wurde gesondert geimpft, und dabei wurde 
mehrfach darüber diskutiert, wie in solchen Stadtteilen, in denen ja zu einem großen 
Anteil Menschen mit Migrationshintergrund leben, das Problem gelöst werden kann, 
dass es zu wenig Aufklärungskampagnen in deren Muttersprache gibt. Es zeigt sich, 
dass häufig nur die reinen Verbote in den Herkunftssprachen dargestellt werden – es 
wird also beschrieben, was nicht gemacht werden darf –, aber vor allem den Menschen 
mit Migrationshintergrund noch zu wenig muttersprachliche Angebote dazu hinterlegt 
werden, wo sie sich Hilfe holen können, wo Testmöglichkeiten bestehen, worauf sie 
zu achten haben und was sie meiden sollten.  

Denn häufig gibt es ja kulturell ganz andere Gewohnheiten; so lebt man beispielsweise 
mit der erweiterten Familie, mit den Großeltern, gemeinsam in einer kleinen Wohnung. 
Es wäre also wichtig, dass in den Herkunftssprachen darauf hingewiesen wird: Bitte 
passt auf! Tragt Masken, meidet den Kontakt zu anderen Personen, beispielsweise 
Freunden, schränkt das ein bisschen ein. Es sollte darüber informiert werden, wo es 
in der Nähe Testmöglichkeiten gibt. Solche Angebote müssten stärker in die Öffent-
lichkeit getragen werden. 

Herr Vincentz von der AfD hat außerdem gefragt, wie der 6. Armuts- und Reichtums-
bericht möglicherweise aussehen könnte. Da sagt der VdK ganz klar: Es ist jetzt schon 
abzusehen, dass sich die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter öffnet, und 
wir wissen, dass Corona mittlerweile vor allem einkommensschwache Personen und 
Haushalte betrifft. Deshalb müssen hier dringend Maßnahmen getroffen werden, damit 
diese Schere nicht noch weiter auseinandergeht.  

Viele Punkte, die wir in unserer Stellungnahme ansprechen, müssen also umgesetzt 
werden, damit ein 6. Armuts- und Reichtumsbericht nicht zeigen wird, dass die ein-
kommensschwachen Personen und Haushalte noch stärker abgehängt sind. 

Zu unserer Forderung nach Anhebung der Grundsicherung um 100 Euro und der 
Frage, wie wir auf diesen Betrag gekommen sind: Das haben wir nicht haargenau be-
rechnet, mit jeder Ausgabe. Was aber bekannt ist – das ist wahrscheinlich allen Per-
sonen klar, die im letzten Jahr die Coronapandemie erlebt haben –: Die Kosten für 
Lebensmittel sind gestiegen, und wir müssen mehr Geld für Hygieneartikel ausgeben. 
In der Regel sind die Ausgaben also gestiegen, und deshalb haben wir gemeinsam mit 
anderen Sozialverbänden die Forderung nach mindestens 100 Euro mehr in der 
Grundsicherung aufgestellt, um dies zu decken.  

Es gab diese Einmalzahlung von 150 Euro, und man kann sich nun einmal pro Woche 
kostenlos testen lassen, was bis vor Kurzem nicht möglich gewesen war. Allein für 
diese Tests ist auf Dauer eine immense Summe aufzubringen. Weiter geht es mit den 
FFP2-Masken oder den medizinischen Masken, mit den Lebensmitteln, die in Super-
märkten zwischendurch knapp geworden sind, wodurch auch die Preise gestiegen 
sind. So kommen wir auf diese pauschale Summe; grundsätzlich sagen wir aber auch: 
Lieber 2 Euro zu viel als 2 Euro zu wenig, wenn es darum geht, diese Menschen, die 
ohnehin finanziell nicht gerade super aufgestellt sind, nicht noch stärker abzuhängen. 
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Dr. Sabine Graf (Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Nordrhein-Westfalen): 
Vielen Dank für die Einladung und die Erstellung des Berichts. – Ich komme zuerst zu 
der Frage von Herrn Neumann zur Langzeitarbeitslosigkeit. Da gibt es – das be-
schreibt unsere Stellungnahme auch – Erkenntnisse vom IAB in Nürnberg; es wird 
deutlich gesagt, dass, wenn eine Kommune dies nutzt, es eine Win-win-Situation so-
wohl für die Langzeitarbeitslosen als auch für die Kommune selbst ist, weil die dann 
durch den Passiv-Aktiv-Transfer die Mittel einspart, die sie aus dem SGB II-Bereich 
zahlen müsste. Aber unserer Erkenntnis nach wird davon viel zu wenig Gebrauch ge-
macht. Das Ganze funktioniert in der Praxis ja so, dass man die Menschen vor Ort 
begleiten muss. Die haben ein Arbeitsverhältnis mit der Kommune, und dann muss 
jemand kommen und muss betreuen und vielleicht auch verwalten und begleiten. 

Da gibt es nun einen Zusammenhang mit der Frage von Frau Paul: Da muss ich na-
türlich eine gewisse Ausstattung in der Kommune haben. Ich muss einfach Menschen 
haben, die sich tatsächlich darum kümmern. Wenn das nicht passt, wenn da niemand 
ist, dann sind die Kommunen auch verhalten und sagen, das sei ihnen irgendwie zu 
aufwendig, und man sieht natürlich auch ein bisschen die Gefahr, dass sich das dann 
verstetigt – was aber eigentlich ja auch Sinn der Sache ist.  

Wir machen ein paar Vorschläge dazu, was an Arbeitsmöglichkeiten besteht. Wenn 
ich im Sommer durch Düsseldorf oder durch jede andere Stadt gehe und die verdurs-
teten Straßenbäume sehe, dann würde ich den Sinn der Arbeit, die da getan werden 
kann, durchaus sehen. Das ist dringend notwendig, und da kann man etwas tun. 

Ich denke, man muss die Kommunen stärker davon überzeugen, wo für sie der Vorteil 
liegt. Wenn sich eine Kommune die Ausstattung nicht leisten kann – das ist natürlich 
immer ein Personalproblem; da muss man auf das Generelle gehen; das ist dann die 
Frage von Frau Paul – – Ja, wenn die Kommunen überschuldet sind, schlecht aufge-
stellt sind und sich überhaupt gar nichts mehr leisten können, dann muss man darüber 
nachdenken, ob man die Altschulden nicht einfach – in Anführungsstrichen – beiseite-
schiebt. Wir haben ja auch einen Altschuldenfonds vorgeschlagen; man könnte also 
einfach ein bisschen Luft zum Atmen geben, damit das an der Stelle auch weitergeht. 

Stichwort Passiv-Aktiv-Transfer: Ich glaube, das ist ein Schlüssel. Man muss es den 
Kommunen auch gut erklären. Das Forschungsvorhaben des IAB ist auf fünf Jahre 
begrenzt; da wird dann auch geschaut. Nützt das etwas? Wie kann man das Instru-
ment verbessern? Das läuft demnächst aus, und wir hoffen, dass sich das verlängern 
lässt, damit man darauf dann noch weiter Zugriff hat. Es wäre also wichtig, da noch 
mal hinzuschauen. 

Zum Stichwort Frauen – was kann man da überhaupt tun, um diese ganzen statisti-
schen Daten, die ja auch im Bericht und überall niedergelegt sind – – Weil Frauen ja 
ganz oft die Verliererinnen auf dem Arbeitsmarkt sind, obwohl sie besser ausgebildet 
sind, obwohl sie oft auch mehr Arbeitszeit investieren, als sie es früher getan haben, 
liegt meiner Ansicht nach der Schlüssel in der Frage der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie. Und da ist natürlich wichtig: ausreichend Kitaplätze in allen Altersstufen und 
natürlich auch Schulformen, wo es irgendwie in Richtung Ganztag geht, zumindest für 
die ersten zehn Jahre in verpflichtender Art und Weise. Das ist einfach der Schlüssel, 
weil die Kinder in dieser Zeit somit nicht häuslich betreut werden müssen.  
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Ein anderer Zusammenhang ist, dass Frauen ganz oft in Branchen arbeiten, wo es 
wenig tariflichen Schutz gibt. Tarifverträge schützen vor unregelmäßigen Arbeitszei-
ten, sie begünstigen in der Bezahlung. Wenn man an das Gastgewerbe denkt, an den 
Bereich Catering – das ist etwas, was jeder von uns kennt; das sind ja die Dienstleis-
tungen, die uns das Leben so leicht und so angenehm machen –: Da sind Frauen; da 
ist es besonders schlecht mit der Bezahlung, da haben wir auch keine Tarifverträge. 
Und da wünschen wir uns, dass Politik einfach hilft, uns an allgemeinverbindlichen 
Tarifverträgen zu orientieren, damit es an dieser Stelle weitergehen kann. 

Besonders hilfreich wäre für Frauen natürlich auch eine Erhöhung des Niedriglohns. 
Wer sich ein bisschen auskennt mit dem Zusammenhang zwischen Arbeitseinkommen 
und Rente, weiß, dass aus einer jahrelangen Niedriglohnbeschäftigung eine Aufsto-
ckungsrente wird. Das kann so auch alles gar nicht funktionieren mit diesen Unter-
schieden. Deswegen sagen wir: Es muss einen kräftigen Zuschlag auf den Mindest-
lohn geben. Es müssten eigentlich 12,63 Euro sein, um überhaupt in Richtung einer 
Rente zu kommen, die sich Rente nennen darf. 

Das Thema Tarifbindung gehört auch in den Frauen-Sektor – es betrifft natürlich 
Frauen wie Männer. Auch die öffentliche Hand ist weitreichend an Auftragsvergaben 
beteiligt; auch hier stellen wir uns vor, dass man in Zukunft stärker auf Unternehmen 
achtet, die Tarifverträge haben und die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch 
begünstigen. 

Kindergrundsicherung: Das halten wir für sehr hilfreich, weil das ein Instrument sein 
kann, das, wenn man es richtig anlegt, auch vom Einkommen der Eltern abhängig 
gemacht wird. Wir stellen uns einen Sockelbetrag vor plus einen einkommensabhän-
gigen Betrag. Das bedeutet, man würde das Geld nicht mit der Gießkanne verteilen, 
sondern würde es dahin geben können, wo es gebraucht wird. Und das Recht muss 
dann beim Kind liegen. Da muss man sich eine Konstruktion einfallen lassen, die gut 
funktioniert.  

Die Vorbildfunktion der Kommunen hatte ich, Frau Paul, gerade schon geschildert.  

Was integrative Beschäftigung angeht: Die Arbeit liegt sozusagen auf der Straße, und 
wir stellen uns vor, dass sich das in den nächsten Jahren verfestigt und vielen, auch 
und gerade älteren, Langzeitarbeitslosen eine gute Brücke in die Rente bietet. Denn 
da gibt es Schnittstellenprobleme – auch das wissen wir – etwa zwischen Jobcentern 
und Gesundheitswesen. Es ist wichtig, dass man den Menschen dort die Möglichkeit 
gibt, in den letzten Jahren ihres Berufslebens noch mal zu verdienen und dann auch 
würdig in Rente zu gehen. Das finde ich auch einen wichtigen Gedanken. 

Für den nächsten Sozialbericht stellen wir uns vor, dass da auch Zahlen zum Alters-
einkommen stehen. Ich würde mich über Daten zu Rentenzahlungen in Relation zu 
Erwerbsquoten freuen; das ist ja sehr aussagekräftig. Ich habe dem Bericht auch ent-
nommen – es ist klar, Corona ist da nicht berücksichtigt –: Einzelaspekte sollen in 
kleineren Untersuchungen noch mal aufgenommen werden. Da würde ich mich über 
Zeitnähe freuen, sobald man das statistische Material hat, damit man dann auch poli-
tisch handeln kann. 
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Dr. Frank Johannes Hensel (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW): Ich darf für die Freie Wohlfahrtspflege sprechen. Weil ich 
eben als „Caritäter“ angesprochen wurde: Ja, da habe ich meine Homebase; ich darf 
hier aber nun für alle Verbände sprechen, die in Nordrhein-Westfalen an der Seite 
derer, die Verantwortung tragen, stehen und die von den Leuten nicht abrücken kön-
nen – das haben wir durch Corona sehr stark gemerkt. 

Was ist die Veränderungserwartung für den nächsten Bericht? Ich vermute, dass die 
Verfestigung von Abgehängtsein, Armut und Chancenlosigkeit sich nicht lösen wird, 
sondern noch einmal eindrucksvoll bestätigt, vielleicht sogar aggraviert wird. Im Mo-
ment sind wir auf einem hohen Plateau, es steigt so ganz langsam über die Berichte, 
und zwar trotz allen guten Willens. Wir haben hier keine Partei, die ein Interesse daran 
hat, dass Armut möglichst eine Fünftel der Leute betrifft und dass auch deren Kinder 
kaum mehr da herauskommen. Das will niemand, und trotzdem bleibt das weitgehend 
so, schon die ganze Zeit.  

Damit komme ich zur Frage, was eigentlich Bekämpfungsstrategie heißt. Das ist ein 
großes Wort; es ist einer dieser vielen Containerbegriffe. Nur jede siebte Kommune in 
Nordrhein-Westfalen macht überhaupt eine Armuts- und Reichtumsberichterstattung. 
Aber nur, wenn man eine gute Grundlage hat, kann man vor Ort sehr gezielt seine 
Maßnahmen anbringen.  

Ein paar Maßnahmen auf Landesebene haben Sie auf den Weg gebracht; so sagen 
Sie z. B., Kitas sind nicht überall gleich bezuschussungsfähig, sondern es kann sein, 
dass eine Kita durch eine Brennpunktsituation mehr braucht als eine andere. Das wäre 
schon ein Erfolg einer Sozialplanung aufgrund von festen Daten. Dann kann man sich 
gern darüber streiten: Ab welchem Punkt bekommt die jetzt mehr? Das ist ein super 
Streit, zu dem ich Sie alle bitten möchte; aber dazu brauchen Sie erst mal die Grund-
lage. 

Darum ist meine Einladung – es klingt ein bisschen spröde in unserer Stellungnahme –: 
Sorgen Sie landesrechtlich dafür, dass kommunale Sozialberichterstattung ein Erken-
nungsmerkmal in Nordrhein-Westfalen wird und nicht nur Glückssache, in jeder sieb-
ten Kommune. Wenn das da der Fall ist, kann man natürlich manches, was der eine 
oder andere ahnt, viel besser politisch abfedern – z. B.: Wo tut es denn not, hinzuge-
hen?  

Ich nehme mal ein ganz aktuelles Beispiel: Wo tut es denn not, hinzugehen, wenn man 
möglichst viele vor Corona schützen will? Und man muss auch wissen, wie man diese 
Menschen gut anspricht; der Umgang mit Schrift und Sprache ist in sozialen Brenn-
punkten oft etwas erschwert. Dann würde man dort über Vertrauenspersonen einha-
ken können, würde mehr mit mobilen Diensten, mobilen Angeboten arbeiten.  

Das sind Erfolge einer Sozialplanung aufgrund einer vorliegenden Sozialberichterstat-
tung, die man nicht erst ad hoc oder aus dem Bauch vornimmt, so nach dem Motto: 
Man weiß ja, wo das Viertel ist: da bei den Hochhäusern. Das funktioniert zwar, aber 
wir sagen: Macht es strukturell. Verschafft euch einen guten Überblick, schafft Zu-
gänge, Vertrauenspersonen, auch in entsprechenden Vierteln oder Straßenzügen, 
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dann könnt ihr, wenn es nottut, genau richtig aufsetzen. Das ist Sozialplanung, um 
Maßnahmen zielgerichteter auszugestalten. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt, der fast ein bisschen untergeht und bei dem ich 
manchmal den Eindruck habe, wir haben da eine ganz ungünstige Allianz – Kommu-
nen und Wohlfahrtsverbände –: Wir beschäftigen wirklich – entschuldigen Sie den mi-
litärischen Begriff – ganze Truppen von Menschen, die helfen, durch das Behördendi-
ckicht zu führen. Nur damit diese zu ihrem Recht gelangen, brauchen wir sehr viele 
studierte Menschen, die an der Seite der Berechtigten für sie die Zugänge schaffen.  

Ich nenne mal ein Beispiel – das wird hier niemanden direkt betreffen, weil Sie es nicht 
gemacht haben –: Erinnern Sie sich an das Bildungs- und Teilhabepaket, das mal er-
funden wurde, weil das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, dass die Kinderre-
gelsätze einfach nicht korrekt berechnet wurden? Man hat dann bis Jahresende unter 
Bezug auf zwei unabänderliche Artikel – u. a. „Die Würde des Menschen ist unantast-
bar“; das ist schon ein Hammer – die Bundesregierung veranlasst, irgendwie etwas 
zum Regelsatz dazuzutun. – Das leitet auch gleich über zur Grundsicherung; darum 
nenne ich diesen Aspekt. 

Man hat dann ein Bildungs- und Teilhabepaket mit acht verschiedenen Zugängen ge-
schaffen, bei dem wir erst mal selbst Bildungsveranstaltungen brauchten, um Leuten 
diese Zugänge zu erklären. Sie erinnern sich vielleicht an eines – das blieb besonders 
im Gedächtnis –: 10 Euro für Musikunterricht. Sie wissen, wie weit man damit kommt. – 
Das war also diese Ausgeburt der Bürokratie und der Nachsteuerung der nicht ver-
nünftigen Berechnung: Was braucht denn ein Kind? 

Es wurde eben auch gefragt: Was ist mit diesen 100 Euro? Die Einladung ist weniger, 
über genau diese 100 Euro zu sprechen, als vielmehr, einen sauberen Berechnungs-
prozess durchzuführen, der nicht abgeleitet ist vom Bild des kleinen Erwachsenen – 
Sie sehen, das Schuhgeld im Regelsatz ist ein Witz, wenn die Füße wachsen. Im Au-
genblick ist im Regelsatz drin, dass man sich bei den Bildungsausgaben am unteren 
Quintil, also bei den letzten 20 %, die überhaupt noch Geld für Bildung ausgeben kön-
nen, orientiert. Das ist die Marge, nach der für die anderen Kinder, die noch darunter 
liegen, bemessen wird, was sie bekommen. Das ist eine politische Setzung; man sagt: 
Die Kinder aus armen Verhältnissen sollen so viel Geld für Bildung bekommen wie das 
letzte Fünftel der anderen Kinder. Ich lade ein, stattdessen einfach die Mitte zu neh-
men; das wäre jedenfalls wesentlich passender.  

Auch müssen wir uns bitte für folgenden Punkt öffnen: Natürlich ist nicht immer alles 
Geldleistung; es gibt auch Sachleistung. Darauf kommen wir später beim Thema Bil-
dung noch zu sprechen – technische Ausstattung usw.; da kann man sich trefflich 
streiten. Ich möchte nur die Mischung aus Geld- und Sachleistung gern bejahen. 

Sind wir für Kindergrundsicherung? Ja – aber nochmals: nicht als Containerbegriff. 
Wichtig ist, was da drinsteht. Es gibt tolle Begriffe, die möglichst auch parteipolitisch 
genutzt werden; die einen nennen es Grundeinkommen, die anderen Grundsicherung, 
die einen „bedingungslos“, die anderen wollen es doch nicht bedingungslos. Wichtig 
ist, was genau dahintersteht. Es wurde eben schon gesagt: Wie ist das dann mit dem 
Kinderzuschlag? Ist der da drin, oder fällt der weg? Das ist ein Riesenunterschied, und 
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das bekommt man so vom Draufschauen noch nicht unbedingt raus. Ich habe schon 
mehrere Fachtage nur zum Thema Kindergrundsicherung gemacht; ich beschäftige 
mich richtig viel damit. Ich will Sie nur beruhigen: Auch ich verstehe es nicht immer 
ganz, wenn eine Partei gerade für das eine ist – ob das jetzt gut ist für die Kinder oder 
nicht, das weiß man manchmal gar nicht. Man muss wirklich sehr genau dahinter 
schauen. 

Ich lade ein, das wirklich expertenmäßig durchzurechnen, und dann kommen wir auf 
einen vernünftigen Mittelansatz, und dazu können wir uns dann noch streiten über 
Sachausstattung, z. B. im Bereich Schule; wir kommen später noch dazu. 

Zum Thema Langzeitarbeitslose war ich gefragt worden, was wir von den Instrumenten 
des Sozialen Arbeitsmarktes halten. Da muss man natürlich sagen, Herr Neumann, 
dass wir in Nordrhein-Westfalen an der Stelle nicht ganz hinten anstehen. Das Thema 
„Sozialer Arbeitsmarkt“ wird auch aus NRW heraus betrieben. Noch mal für alle: Letzt-
lich geben wir Solidarmittel für Menschen aus, von denen wir sagen: „Die sind nicht 
produktiv genug“, und stocken das auf. Wir machen es also nicht mehr zu einer Pas-
sivprämie – sie kriegen es halt und müssen nicht arbeiten –, sondern sie bekommen 
es und arbeiten damit, bekommen es aber als Lohnzuschuss oder als Aufstockung, 
sodass der, der sie anstellt, weniger für sie ausgeben muss. Das ist der ganze Clou 
am Sozialen Arbeitsmarkt. 

Der Streit geht gar nicht darum, ob das irgendwie gut ist. Diese Idee ist super. Das hat 
übrigens auch etwas mit Würde zu tun; die meisten Leute sind viel lieber aktiv als 
passiv. Aber wenn Sie natürlich für die Berechtigung, einen solchen Arbeitsplatz im 
Rahmen des Sozialen Arbeitsmarktes zu bekommen, mit hineinnehmen, dass jemand 
schon fünf oder sechs Jahre nicht mehr gearbeitet haben muss – – Dann ist er hinrei-
chend entwöhnt, und Sie haben damit ein ziemliches Nadelöhr dabei, wer überhaupt 
noch anspruchsberechtigt ist. Wir wissen, dass etwa ab dem vierten Jahr – man gilt 
schon nach einem Jahr als langzeitarbeitslos – das Zurückfinden in den ersten Arbeits-
markt auf eine Quote von unter 1 % sinkt. Das ist schon eine sehr harte Grenze, die 
da im Moment gezogen wird. 

Wir würden also einladen, noch mal zu überlegen: Wer kann da hineinfinden in den 
Bereich „Sozialer Arbeitsmarkt“? Wir würden es auch nicht auf Branchen konzentrie-
ren, so nach dem Motto: „Flachwäsche ist in Nordrhein-Westfalen jetzt immer Sozialer 
Arbeitsmarkt.“ Das brauchen wir nicht zu regulieren; erstens gibt es einen Riesenstreit 
mit denen, die das kommerziell machen und auch gut machen – den kriegt man gar 
nicht bewältigt –, und zweitens ist unsere Erfahrung, dass Sozialbetriebe, die mit Men-
schen, die sehr, sehr arbeitsentwöhnt sind, arbeiten – – Das macht nicht jeder. 

Die freie Wirtschaft wird nicht auf einmal lauter sozialbetriebliche Substrukturen bauen. 
Wenn sie es wollten, könnten sie es tun. Es ist aber ein riesiger Betreuungsaufwand; 
das wird in der Regel schnell herausgefunden. Darum, meine ich, müssen wir uns 
keinen Kopf über branchenscharfe Bedingungen beim Sozialen Arbeitsmarkt machen. 

Einen wesentlichen Punkt möchte ich noch bei diesem allgemeinen Teil anbringen: 
Wir haben Umfragen bei Menschen mit Armutserfahrung gemacht – das ist im Moment 
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der politisch korrekte Begriff dafür; Sie wissen alle, was ich meine –, wir machen rich-
tige Tagungen miteinander und fragen: Was ist euch das Wichtigste? Und da gibt es 
freie Teile, ankreuzbare Teile. Und das ist wirklich ein Ding: Die Forderung nach mehr 
Geld kommt auch – „Wir brauchen mehr Mittel.“ Aber an erster Stelle steht: „Wir finden 
uns nicht zurecht im Amt. Wir verstehen die Formulare nicht, wir verstehen die Wege 
nicht.“ Und im Moment ist der analoge Weg ja ziemlich versperrt; das macht es noch 
mal schwerer. 

Also, wir laden sehr ein – Thema „Zugänglichkeit von öffentlichen, von amtlichen Struk-
turen“ –, die Orte, wo man die Unterstützung bekommt, auf die man ein Recht hat, zu 
erhalten, auch analog zu erhalten, und Lotsen durch dieses System zu installieren. 
Wenn dabei herauskäme, dass wir weniger wohlfahrtsverbandliche, sozialarbeiteri-
sche Begleitung brauchen, weil die Leute das besser selbst hinkriegen, dann nehmen 
wir das gerne in Kauf; es soll kein Erhaltungsprogramm für uns sein. Denn im Moment 
zeigt sich: Man findet da kaum durch. 

Ich möchte auch noch etwas zum Niedriglohnsektor sagen: Natürlich sollte man eine 
staatliche Förderung, z. B. an gemeinnützige Organisationen, an gesicherte Lohnver-
hältnisse binden. Sonst würde ich da an Ihrer Stelle gar kein Geld hineinstecken. 

Daniel Kreutz (SoVD Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zugeschaltet]): Ich be-
ginne mit der Frage von Herrn Neumann, der darauf hinwies, dass die Schwerbehin-
dertenarbeitslosigkeit sehr hoch ist – wir liegen da gegenwärtig geradezu auf einem 
historischen Rekordniveau –, und nach Gegenmaßnahmen fragte. Nun hat der Sozi-
alverband Deutschland seit 2012 immer wieder auf diese Problematik hingewiesen 
und seine Forderungen – die nach wie vor nichts an Aktualität eingebüßt haben – auch 
mehrfach an den zuständigen Ausschuss im Landtag übersandt.  

Ich will deshalb nur einen Aspekt hervorheben, der für uns bei diesem Thema von 
besonderer Bedeutung ist: Es muss doch endlich möglich sein, auch mithilfe der Lan-
desregierung, dem geltenden Recht tatsächlich Geltung zu verschaffen. Wir haben im 
Schwerbehindertenrecht von jeher die Verpflichtung von Arbeitgebern, ab einer be-
stimmten Zahl von Arbeitsplätzen eine Mindestquote an Arbeitsplätzen mit schwerbe-
hinderten Menschen zu besetzen und dabei auch in angemessenem Umfang beson-
ders betroffene Gruppen schwerbehinderter Menschen zu berücksichtigen.  

Wir sehen nun schon über Jahrzehnte, dass dieser gesetzlichen Bestimmung nicht 
Genüge getan wird. Wir sehen die Differenz zwischen der erreichten Quote bei den 
öffentlichen Arbeitgebern, die bei 7 % liegen, und den privaten Arbeitgebern, die nach 
wie vor deutlich unter 5 % verharren. Es gibt kaum Bewegung an dieser Stelle. Es gibt 
eine große Zahl von beschäftigungspflichtigen Unternehmen, die gar keinen schwer-
behinderten Menschen beschäftigen – was den Bundesarbeitsminister dankenswert-
erweise zu der Initiative veranlasst hat, zumindest eine besondere Abgabe für soge-
nannte Null-Beschäftiger vorzusehen. .. 

Aber hier muss es doch ein Interesse des Staates sein, dem geltenden Recht auch 
Geltung zu verschaffen. Die Missachtung der Beschäftigungspflicht ist einer der Ord-
nungswidrigkeitentatbestände im SGB IX, von dem aber nach unserer Kenntnis so gut 
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wie kein Gebrauch gemacht wird. Nun mag es im Einzelfall schwierig sein, die Verwei-
gerung einer konkreten Beschäftigung für eine konkrete Person nachzuweisen. Aber 
wenn der Ordnungswidrigkeitentatbestand nicht greift, dann muss es andere Wege 
geben, um die Arbeitgeber, die ihrer Verpflichtung noch nicht oder noch nicht ausrei-
chend nachkommen – es gibt einige, die das tun; das ist nicht zu bestreiten –, zu be-
wegen, sich an Recht und Gesetz zu halten. 

Wenn es um immissionsschutzrechtliche Fragen geht, darum, was ein Betrieb in die 
Umwelt ausstoßen darf, dann setzen wir ja auch nicht nur auf die Seelenmassage und 
auf Best-Practice-Beispiele. Das gilt auch für andere Bereiche der Anwendung gelten-
den Rechts bezüglich der privaten Wirtschaft. – Also, da muss etwas passieren, und 
zwar durchgreifend, damit geltendes Recht auch eingehalten wird. 

Das steht im Zentrum, weil wir seit Jahrzehnten feststellen, dass die Zahl der unbe-
setzten Pflichtplätze – eigentlich müsste man eher sagen: der fehlbesetzten Pflicht-
plätze; es bleibt ja kein Arbeitsplatz unbesetzt – immer deutlich höher ist als die Zahl 
der schwerbehinderten Erwerbslosen. Da muss am dringendsten etwas passieren. 

Darüber hinaus gibt es natürlich Erfordernisse, etwa die Inklusionsunternehmen, ge-
fördert aus öffentlichen Haushaltsmitteln, weiter auszubauen und zu stärken und nicht 
zuletzt auch dafür zu sorgen, dass hier keine Abstürze infolge der Coronakrise statt-
finden. Denn viele der Inklusionsunternehmen sind in Bereichen, die vom Lockdown 
betroffen sind. Ich wage jetzt keine Einschätzung, ob die bisherigen Rettungsinstru-
mente in diesem Bereich ausreichend greifen.  

Herr Neumann hatte auch die Frage des Mindestlohns angesprochen, der oft nicht 
eingehalten werde, und wollte wissen, was man da aus unserer Sicht unternehmen 
kann. Nun kann man sich natürlich vorstellen, dass man die Kontrollapparate beim Zoll 
entsprechend ausbaut. Aber das ist sicherlich nur begrenzt möglich; wir können nicht 
Kontrolleure neben jeden einzelnen Arbeitgeber stellen. 

Wenn man sich die Dinge anschaut, wird man feststellen, dass sich die Verstöße ge-
gen das Mindestlohnrecht insbesondere auf prekäre Beschäftigungsformen konzent-
rieren, auf Minijobs und ähnliche Dinge, auch auf migrantische Beschäftigte in Zulie-
ferdiensten usw., usf.; ich will das jetzt nicht im Einzelnen vertiefen. Das spricht aber 
erneut dafür, dass wir dafür Sorge tragen sollten, die Ordnung auf dem Arbeitsmarkt 
wiederherzustellen und prekäre Beschäftigungsformen deutlich zurückzudrängen. 
Auch das Sonderinstrument der Minijobs, die vielfach eine Armutsfalle darstellen, 
muss überwunden werden; es muss eine Sozialversicherungspflicht ab der ersten 
Stunde gelten. 

Herr Schmitz hatte u. a. gefragt, was man zur Verbesserung der gesundheitlichen Ver-
sorgung von einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen, nicht zuletzt beim Thema 
Corona, tun könnte. Mit Blick auf Corona würde ich jetzt sagen, wir sollten schnellst-
möglich das, was in Köln derzeit stattfindet, verallgemeinern. In Köln gibt es seit eini-
gen Tagen ein mobiles Impfangebot in einem sozial benachteiligten Wohnquartier in 
Köln-Chorweiler. – Sie werden das kennen, das ist eine Hochhaussiedlung aus den 
Siebzigerjahren, von der ein früherer Landesbauminister mal sagte, die müsste man 
eigentlich sprengen; das ist nun Gott sei Dank aber noch nicht passiert. – Die Aktion 
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ist sehr erfolgreich; es ist gut, ein solches unbürokratisches und aufsuchendes Impf-
angebot zu machen. 

Bezüglich der einkommensarmen Bevölkerungsgruppen haben wir mittlerweile Er-
kenntnisse, dass diesen Menschen nicht zuletzt auch aufgrund von prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen die Einhaltung von Coronaregeln nur begrenzt möglich ist; zudem 
lassen es häufig auch die Arbeitgeber an Arbeitsschutz- und Hygienemaßnahmen mis-
sen. Diese Gruppen sind daher besonders betroffen.  

Auch in diesem Zusammenhang stellt sich also die Frage, wie gute Arbeit ermöglicht 
und gesichert werden kann, und zwar für alle, und wie solche prekären Substandard-
Jobs durch reguläre Beschäftigungsverhältnisse, nach Möglichkeit auch mit tariflichem 
Schutz, ersetzt werden können.  

Darüber hinaus fällt, wenn man die gesundheitliche Versorgung der Armutsbevölke-
rung betrachtet, die ungleiche Verteilung von Praxen niedergelassener Ärzte auf – in 
wohlhabenden Quartieren einerseits, in sozial benachteiligten Quartieren anderer-
seits. Hier müsste es Möglichkeiten geben, etwa über das Niederlassungsrecht und 
über kleinräumigere Planbezirke, dafür zu sorgen, dass in sozial benachteiligten Quar-
tieren ein zumindest gleichwertiges ärztliches Angebot vorhanden ist wie in den besser 
situierten. Wenn man von der Krankheitslast ausgeht, die bei sozial benachteiligten 
Bevölkerungsschichten deutlich höher ist als bei Wohlhabenden, müsste sich sogar 
eine etwas verstärkte Konzentration gesundheitlicher Versorgungsangebote in be-
nachteiligten Quartieren finden. Ob man so weit kommt, weiß ich nicht; aber zumindest 
muss man den gegenwärtigen Zustand ausgleichen, sodass keine Benachteiligung bei 
den Versorgungsstrukturen mehr vorliegt.  

Natürlich ist die Benachteiligung bei Gesundheit wesentlich auch eine Benachteiligung 
als Folge der Armut. So wichtig es ist, sich um die Bewältigung oder Linderung der 
Folgen von Armut zu kümmern, so unbestreitbar bedeutsam ist es, die Armut selbst 
zu bekämpfen. Der Paritätische Wohlfahrtsverband hat seinen jüngsten Armutsbericht 
2020 unter dieses aus meiner Sicht äußerst treffende Motto gestellt: „Gegen Armut 
hilft Geld.“ Armut ist ein Verteilungsproblem. Genau in diesem Kernbereich müsste 
eine Politik, der es ernst ist mit der Überwindung von Armut und sozialem Ausschluss, 
ansetzen und die Verteilungsverhältnisse in unserer Gesellschaft so weit korrigieren, 
dass Armut und sozialer Ausschluss überwunden werden.  

Die Ressourcen dafür sind in unserer Gesellschaft zweifelsfrei vorhanden; aber wir 
sehen trotz aller sehr aussagefähigen Sozialberichte der Vergangenheit bislang kei-
nen ernsthaften politischen Ansatz, das Armutsproblem im Kern zu adressieren. Und 
das ist das, was sich ändern müsste, damit es hier tatsächlich strategische Perspekti-
ven geben kann. 

Zur Frage von Frau Paul nach dem integrativen Arbeitsmarkt und was dabei zu tun ist: 
Ich glaube, das Wichtigste habe ich in Beantwortung der Frage von Herrn Neumann 
bereits gesagt.  

Linda Malolepszy (SoVD Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zugeschaltet]): 
Herzlichen Dank für die Einladung. Ich freue mich, dass wir heute auch frauenpolitisch 
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über den Sozialbericht sprechen können. Ich werde versuchen, alle Fragen in einer 
Antwort zu thematisieren; ich glaube, da hängt vieles miteinander zusammen. 

Der Sozialbericht zeigt – nicht wirklich überraschend –, dass Frauen seltener Erwerbs-
personen sind, dass sie häufiger atypisch beschäftigt sind und häufiger auch zu Nied-
riglöhnen arbeiten. Eigentlich ist die Qualifikation ja ein Faktor, der großen Einfluss auf 
das Armutsrisiko hat. Das Geschlecht scheint diesen Zusammenhang aber irgendwie 
aufzubrechen: Der Sozialbericht zeigt deutlich, dass Frauen in Teilzeitarbeit häufiger 
eine mittlere Qualifikation haben, während Männer in allen atypischen Beschäftigungs-
formen immer eine niedrigere Qualifikation haben.  

Jetzt fragt man sich: Woran liegt das? Im Sozialbericht wird ebenfalls deutlich, dass 
gerade in Familien Frauen meist noch immer die Zuverdienerinnen sind, also nicht den 
größeren Teil des Familieneinkommens einbringen, und dass sie dabei oft auch in Mi-
nijobs arbeiten. Gerade in Familien übernehmen Frauen nämlich noch immer den 
größten Teil der Sorgearbeit– die gesellschaftlich ja zwingend notwendig ist.  

Warum ist das so? Frauen sind immer besser ausgebildet; das heißt, theoretisch könn-
ten sie am Arbeitsmarkt auch bessere Löhne erzielen, als es gerade der Fall ist. Auch 
das Rollenbild hat sich geändert, wenn man sich die Zahlen der Studienabschlüsse 
anschaut oder anschaut, wie viele Frauen inzwischen tatsächlich am Arbeitsmarkt teil-
nehmen. Ich denke, da gibt es zwei Faktoren: Zum einen gibt es wahrscheinlich noch 
immer Menschen, die das Rollenbild nicht geändert haben und die der Meinung sind, 
Frauen sollten die Sorgearbeit übernehmen. Aber ich glaube, das viel größere Problem 
sind die Rahmenbedingungen. Denn Frauen übernehmen heutzutage immer noch die 
Sorgearbeit, weil sie schlichtweg wissen, wenn sie den größten Teil der Erwerbsarbeit 
übernähmen, würde das Familieneinkommen sinken. Denn noch immer verdienen die 
Männer mehr. 

Es geht also um Equal Pay, um gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt, um Füh-
rungspositionen für Frauen. All das wären sicherlich Schlüssel, um am Ende irgend-
wann sagen zu können: Die Sorgearbeit kann gleichberechtigt aufgeteilt werden. 

Ich würde auch Frau Dr. Graf zustimmen: Kinderbetreuung ist ein wichtiger Schlüssel, 
ein wichtiger Weg zu einer faireren Aufteilung der Sorgearbeit. Gleichzeitig muss es – 
das ist es sicher kein Wunder, dass ich Herrn Kreutz aus meinem eigenen Verband 
zustimme – Beschäftigungsformen geben, die verhindern, dass eine Frau, die ihr gan-
zes Leben lang arbeitet – allerdings ausschließlich in einem Minijob –, am Ende gar 
keine Rente bekommt. Ich muss als Frau auch die Möglichkeit haben, mir etwas zu 
verdienen und gleichzeitig in meine Rentenversorgung einzuzahlen, sodass ich am 
Ende, sei es durch den Tod meines Mannes oder durch eine Trennung, auf eigenen 
Beinen stehen kann. Und da wären armutsfeste Löhne oder Beschäftigungsformen, 
die erst gar nicht zu Armut führen, der richtige Weg.  

Frau Dr. Graf stimme ich auch darin zu, dass „Frauenberufe“, also Berufe in Pflege 
und Gastro – das sind Bereiche, in denen vermehrt Frauen arbeiten –, aufgewertet 
werden müssen. Da ist die Frage, wie viel Einfluss die Politik letztendlich haben kann; 
aber der Arbeitsmarkt muss verstehen, dass Familie der Normalfall ist. Sorgearbeit ist 
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kein Hindernis, über Sorgearbeit stolpert man nicht, sondern wenn man Familie haben 
möchte, dann soll man das auch haben können und gleichzeitig arbeiten können.  

Im Sozialbericht wurde auch auf die Situation von älteren Frauen eingegangen, die oft 
noch mit dem Rollenbild, als Frau bleibe man zu Hause, aufgewachsen sind. Hier muss 
es eine armutsfeste Grundsicherung geben. Es kann nicht sein, dass Frauen, die ihr 
Leben lang Kinder erzogen haben und damit einen wirklich relevanten Dienst in unse-
rer Gesellschaft übernommen haben, letztendlich „ohne nichts“ dastehen. Da muss die 
Grundsicherung so gestaltet werden, dass sie nicht in der Armut landen. 

Abschließend möchte ich noch auf die Frage von Frau Paul eingehen, der Zusammen-
hang von Corona-Einschränkungen und Teilzeitfalle. Ich denke, eine entsprechende 
Änderung all dieser Rahmenbedingungen würde auch dazu beitragen, dass Corona 
keine – oder zumindest keine größeren – negativen Auswirkungen hat. Wenn Frauen 
garantiert werden kann, dass sie in ihren Job zurückkommen und weiterhin ein eigen-
ständiges Einkommen erzielen können, wäre das Problem kleiner. 

Der Blick in den Sozialbericht zeigt: Die Pflegebedürftigkeit soll um 58,6 % steigen 
oder ist bereits gestiegen, und dieser Trend setzt sich fort. Das sollte man im Hinter-
kopf behalten; denn wenn wir an den Rahmenbedingungen nichts ändern, dann führt 
das dazu, dass am Ende alle Frauen zu Hause bleiben – jetzt mal drastisch formuliert.  

Es ist also zwingend notwendig, dass wir da anpacken, damit wir in Zukunft allen 
Frauen Zugang zu eigenem Einkommen und ein armutssicheres Leben ermöglichen.  

Jana Liebert (Deutscher Kinderschutzbund Bundesverband e. V. [per Video zu-
geschaltet]): Vielen Dank für die Fragen. Ich nehme natürlich die Frage von Herrn 
Neumann zur Kindergrundsicherung auf und möchte dann gern noch ein paar Worte 
zum Block Kinderarmut sagen. Diese ist im Bericht sehr stark beleuchtet – was wir 
positiv hervorheben möchten; denn eine gute Datenbasis ist wichtig für politische Ent-
scheidungen. 

Was wir sehen, ist, dass die Kinderarmut in Nordrhein-Westfalen relativ hoch ist und 
sich über die letzten Berichtsjahre hinweg auch ein Trend abzeichnet, dass diese wei-
ter steigt. Leider erwarten wir auch, dass sich durch Corona dieser Trend fortsetzt und 
die Zahlen nicht zurückgehen. 

Ich würde gern auf einen Punkt hinweisen, der näherer Betrachtung lohnt: Im Bericht 
sind die Mindestsicherungsquoten ausgewiesen, auch für Kinder und Jugendliche un-
ter 18 Jahren. Das heißt, dort sind beispielsweise die SGB II-Quoten enthalten. Was 
wir vom Kinderschutzbund auf Bundesebene häufig machen, ist, noch mal genauer 
darauf zu schauen, wie hoch die Zahlen derjenigen sind, die ergänzende Leistungen 
nach SGB II bekommen, die also trotz Erwerbsarbeit Grundsicherung beziehen, und 
sich den Kinderzuschlag und das Wohngeld dazu noch mal anzuschauen. Denn das 
sind drei Leistungen für Eltern, die erwerbstätig sind, aber gleichzeitig existenzsi-
chernde Leistungen beziehen.  

Schaut man sich die Zahlen von 2019 für das gesamte Bundesgebiet an, so sind es 
ungefähr drei Millionen Kinder und Jugendliche, die in irgendeiner Form eine existenz-
sichernde Sozialleistung beziehen. Davon gilt für die Hälfte, ungefähr 1,6 Millionen 
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Kinder und Jugendliche, dass deren Eltern arbeiten. Dort gibt es also aufstockende 
Leistungen, Kinderzuschlag oder Wohngeld. Ich glaube, dass man auf diese Gruppe 
besonders schauen muss; denn das sind Familien, die arm sind trotz Arbeit – sie sind 
arm, weil sie Kinder haben. 

Das hat natürlich verschiedene Gründe; ich will hier nur Stichworte nennen: Es liegt 
am Stundenumfang der betreuenden Person, die arbeitet; es liegt an den Löhnen, und 
es liegt sicherlich auch an der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Aber diese Fami-
lien haben durch ihre Arbeit im Grunde keinen ökonomischen Vorteil. Dafür haben sie 
aber viel Bürokratie, weil sie ergänzende Leistungen beantragen müssen. Deswegen 
plädieren wir neben den anderen Veränderungen, die ich eben kurz angesprochen 
habe, auch für Veränderungen im Familienlasten- und Familienleistungsausgleich. 

Ich bin heute nicht nur für den Kinderschutzbund hier, sondern auch, weil wir der ko-
ordinierende Verband des Bündnisses Kindergrundsicherung sind; daher kann ich 
auch für das Bündnis Kindergrundsicherung sprechen: Es braucht dort eine Lösung, 
die einfacher und unbürokratischer ist und die vor allem bündelt. Was positiv ist: Es 
gibt mittlerweile eine Vielzahl von Akteuren, die sich der Forderung nach Kindergrund-
sicherung angeschlossen haben. Einige sind auch in der heutigen Expertenrunde da-
bei: der DGB, der VdK, daneben natürlich Diakonie, Arbeiterwohlfahrt und Paritäti-
scher. 

Ich möchte auch an Herrn Dr. Hensel und Frau Dr. Graf anschließen: Für uns ist es 
genau, wie Sie gesagt haben, extrem wichtig, was in der Kindergrundsicherung drin 
ist. Ich denke, dass alle Akteure, die im Moment Kindergrundsicherung fordern, sich 
auf zentrale Punkte einigen und diese auch herausstellen werden. 

Als ersten Punkt würde ich nochmals das kindliche Existenzminimum ansprechen, also 
die Neuberechnung, die wir da brauchen. Dazu ist schon viel gesagt worden, ebenso 
wie zum Thema „Bildungs- und Teilhabepaket“. Das will ich nicht wiederholen. Aber 
die zentrale Grundlage für eine Kindergrundsicherung muss aus unserer Sicht ein neu 
berechnetes Existenzminimum sein, sodass wir eine gute, pauschale Geldleistung ha-
ben, die auch Anteile von Bildung und Teilhabe hat. Wenn wir diese Berechnungs-
grundlage haben, dann können wir auf einer besseren Basis entscheiden: Was muss 
in die pauschale Geldleistung, und was braucht es im Bereich Bildung und Teilhabe 
auf der Infrastrukturseite? Aber die Grundvoraussetzung – diese Forderung teilen, 
glaube ich, alle – ist eine gute Neuberechnung. 

Der zweite Aspekt ist aus unserer Sicht – das wurde auch schon angesprochen –: Die 
Ausgestaltung muss sozial gerecht sein. Es gibt keine maximale Leistung für alle, son-
dern diese sinkt langsam mit steigendem Einkommen. Da ist uns wichtig, dass es keine 
Abbruchkanten gibt und dass es mit anderen Leistungen wie z. B. dem Wohngeld gut 
ausgestaltet ist. Da steckt der Teufel im Detail; man muss genau hinschauen. Ich 
würde Herrn Dr. Hensel beipflichten: Da muss man mit Mikrosimulationen genau rech-
nen und sich anschauen, welche Effekte welche Entscheidungen mit sich bringen. Wir 
sind dort aber schon einige Schritte weiter, weil das einige Akteure bereits getan ha-
ben. 
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Ein dritter Punkt, den ich nennen will, ist die direkte und automatische Auszahlung. Wir 
wollen, dass es niedrigschwellig ist; wir wollen, dass es möglichst unbürokratisch ist 
und dass wir eine Dunkelziffer – dies wurde in der Langfassung des Berichts darge-
stellt – möglichst vermeiden, sodass alle Kinder und Jugendlichen ihre Ansprüche tat-
sächlich realisieren können.  

Nun noch ein kurzes Wort zur Arbeits- und Sozialministerkonferenz: Diese hat sich bis 
2020 mit der Kindergrundsicherung beschäftigt und Ende 2020 den Beschluss gefasst, 
dass sich die Länderebene beim Bund aktiv für eine solche Kindergrundsicherung ein-
setzen will. Das haben wir sehr begrüßt und freuen uns, dass von der Seite der Arbeits- 
und Sozialminister dieser Impuls gekommen ist. Auch die beiden Studien, die von 
NRW wie auch von Niedersachsen finanziert worden sind, bringen noch mal Schwung 
in die Diskussion um die Details. Deswegen möchten wir uns herzlich für diese Bemü-
hungen der Länder bedanken.  

Dr. Kai Seiler (Landesinstitut für Arbeitsgestaltung NRW [LIA NRW]): Herzlichen 
Dank für die Einladung und die Möglichkeit, vonseiten der arbeitsbeobachtenden For-
schung ein paar Kommentare zu geben.  

Zunächst zur Frage von Herrn Dr. Vincentz über die Zukunft der Berichterstattung: Da 
würde ich unterstützen, was Herr Dr. Hensel gesagt hat. Wir müssen stärker schauen: 
Was sind die Verstetigungsfaktoren von prekärer Beschäftigung? Wir wissen aus un-
seren Befragungen, dass da ungünstige Cocktails zustande kommen, die wir begleiten 
und beobachten müssen und denen man auch entgegenwirken muss. Geringer Lohn 
ist oft verbunden mit einem geringen Organisationsgrad, einer deutlich geringeren In-
teressenvertretung; diese Beschäftigung findet hauptsächlich ja in kleineren Unterneh-
men statt, in denen es in der Regel keine Interessenvertretungen gibt.  

Es lässt sich eine geringere Einbindung von Arbeitsschutz- und Gesundheitsschutz-
strukturen feststellen; und in unseren Befragungen konnten auch wir herausfinden: Je 
niedriger die Qualifizierung ist, je niedriger die Tätigkeiten entlohnt werden und je we-
niger sich die Leute in Normalarbeitsverhältnissen befinden – sie sind ja häufig in aty-
pischer Beschäftigung –, desto weniger sind sie in den Strukturen des Arbeitsschutzes 
innerbetrieblich angesprochen. Das heißt, sie werden weniger von den Sicherheits-
fachkräften mit einbezogen, usw.  

Und das führte – die Coronasituation hat es gezeigt – teilweise zu diesen Ausbruchs-
lagen; die kamen dort zustande, wo man ohnehin einen eher schlechteren Arbeits-
schutz hatte, aber wo man diese möglicherweise ohnehin benachteiligten Beschäftig-
ten auch gar nicht im Blick behalten hat. Die prominenten Beispiele muss man nicht 
unbedingt heranziehen; die sind hier im Ausschuss auch schon zur Genüge diskutiert 
worden, und da versuchen wir jetzt, mit dem Arbeitsschutz entsprechend einzuwirken. 
Aber eine Studie der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, mit der wir 
ja auch zusammenarbeiten, hatte z. B. gezeigt – wir haben eine Sonderauswertung 
von COVID-19-Fällen der ersten Welle gemacht –, dass es nicht nur die migrantischen 
Beschäftigten in der Fleischindustrie waren, sondern dass es vorrangig prekäre Be-
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schäftigung war, die dazu geführt hat, dass es zu Hospitalisierungen kam, also zu An-
steckungen in den Betrieben. Am häufigsten waren das die Leiharbeitnehmenden so-
wie die Beschäftigten in Transport und Logistik. 

Das zeigt, dass die Arbeitsschutzregime dort offenbar nicht umfangreich und gut funk-
tionieren – jedenfalls nicht für Arbeitsverhältnisse, die jenseits des Normalarbeitsver-
hältnisses liegen. Und dahin müssen wir sicherlich unsere Überwachung stärker ori-
entieren; das tun wir in Nordrhein-Westfalen nun schon. 

Aber die Coronazeit hat auch gezeigt, dass da zwei Systeme zusammenkamen, die 
vorher vielleicht nicht so ganz die Priorität des politischen Handelns hatten: der Ar-
beitsschutz und die kommunalen Gesundheitsbehörden. Auch diese Zusammenarbeit 
könnte in Zukunft noch ein bisschen optimiert werden. Die waren von null auf hundert, 
am Anschlag sozusagen, und da hat man vor Ort mit Sicherheit einiges versäumt. 
Wenn man schon da in einem besseren Modus der Zusammenarbeit gewesen wäre, 
hätte sich so ein Ausbruchsgeschehen vielleicht verhindern lassen. Das Zusammen-
wirken von kommunaler Prävention und einer guten Berichterstattung ist also sicher-
lich gut und hilfreich. Diesen Cocktail müssen wir stärker beobachten. 

Prekäre Beschäftigung hat oft keine Lobby, auch nicht bei den Interessenvertretungen, 
die sonst für Arbeitnehmende vorhanden sind. Auch bei Gewerkschaften nehmen wir 
öfter mal wahr, dass diese atypischen Beschäftigungsverhältnisse, jedenfalls bei den 
vor Ort wirkenden Interessenvertretungen, nicht immer höchste Priorität haben. 

Herr Neumann hatte noch eine Frage zu Beschäftigten mit Behinderung gestellt; dazu 
ist schon einiges gesagt worden. Aus unserer Befragung können wir noch berichten, 
dass Beschäftigte mit Behinderungen – die in der Befragung ca. 12 % ausmachten, 
6 % mit anerkannter Schwerbehinderung –von ihren Führungskräften seltener geför-
dert werden – jedenfalls fühlen sie das so –, dass sie ihre Beschäftigungsfähigkeit – 
das ist keine Überraschung – generell schlechter einschätzen und auch die Förder-
möglichkeiten schlechter einschätzen.  

Auch da hat die Coronasituation wie ein Brennglas gewirkt. Wir hatten in der ersten 
Welle, als es darum ging, die Schutzmaßnahmen in die Wege zu leiten und mehr 
Homeoffice zu etablieren, auf einmal die Priorisierungen im Betrieb. Da mussten sich 
Beschäftigte auch hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Gefährdungen äußern. Dafür hat-
ten viele Betriebe aber gar keinen Modus. Frau Dunschen hat bereits gesagt, dass wir 
in diesem Zusammenhang auch Unterstützungsangebote für Arbeitgebende brau-
chen, um durch diesen Unsicherheitsdschungel gut hindurchzukommen.  

Wir machen bei uns im Institut gerade ein Projekt zu chronischen Erkrankungen und 
Behinderungen mit der Frage, wie man auf Beschäftigtenseite in diesem teilweise wirk-
lich als Dschungel zu bezeichnenden Komplex von Fördermaßnahmen eine gute Be-
ratung bekommt, wie man auf der anderen Seite aber auch für Arbeitgebende An-
sprachekonzepte findet, Sensibilitätskonzepte und Betreuungsmöglichkeiten.  

Wir haben da eine starke Versäulung auch der zuständigen Versicherungssysteme; 
das ist auch nicht immer hilfreich. Aber wir müssen bei allen Zwangsmaßnahmen, die 
es dazu gibt und die man als Druck sicherlich in Teilen auch gutheißen kann, das 
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kommunikative Begleitelement mit bedenken. Man kann es nur mit Beschäftigten und 
Arbeitgebenden machen. 

Zur Frage von Herrn Schmitz – prekäre Beschäftigung und Coronasituation – hatte ich 
schon etwas gesagt. Da müssen wir darauf schauen, dass auch die Bereiche, die sich 
in der Zukunft abzeichnen, die Aufmerksamkeit des entsprechenden Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes bekommen; da müssen wir noch besser werden. Auch sollten wir 
verstärkt quartiersbezogene Gesundheitskonzepte in Arbeitsschutzprogramme mit 
einfließen lassen, sodass es hier ein Zusammenwirken gibt. Wir kennen da mittlerweile 
bestimmte Risikofaktoren. 

Homeoffice ist angesprochen worden als eine Maßnahme, die Pandemie effektiv zu 
bekämpfen. Das gelingt auch nicht immer vollumfänglich. Wir haben es gerade bei 
Menschen, die ärmer sind, teilweise mit Wohnsituationen zu tun, die keine Abtrennung 
von Räumlichkeiten für ungestörtes Arbeiten erlauben. Wir müssen aber auch sehen, 
dass viele Beschäftigte, die von Armut und prekärer Beschäftigung betroffen sind, eher 
keine Tätigkeiten verrichten, die sich für Homeoffice eignen würden – auch wenn sie 
dies, wie wir aus unseren Befragungen ebenfalls wissen, zum Teil durchaus wün-
schen. 20 % der Beschäftigten, die keiner für das Homeoffice geeigneten Tätigkeit 
nachgehen, wünschen dies aber, auch, um Betreuungsaufgaben in der Familie besser 
wahrnehmen oder Beruf und Familie besser vereinbaren zu können.  

Das heißt: Homeoffice nur, wenn es gut ausgestaltet ist. Wir müssen bei dieser Frage 
auch ein bisschen aufpassen, dass dies nicht zu einer Luxusarbeitsgestaltung für oh-
nehin schon privilegierte Arbeitsplätze wird, sondern wir alle mit ins Boot nehmen, 
wenn es um gute Arbeitsgestaltung geht. 

Vorsitzende Heike Gebhard: Herzlichen Dank Ihnen allen. – Ich schaue in die Runde; 
ich habe den Eindruck, dass die Antworten sehr umfangreich sind. Brauchen wir für 
diesen Bereich noch eine zweite Runde? Die vorgesehenen 60 Minuten haben wir 
bereits um 50 % überschritten – aber es ist ja auch der umfangreichere Teil. Sollte es 
also noch gezielte Rückfragen geben, so darf ich um sehr präzise Fragen bitten. Bitte 
sagen Sie auch, an wen sich Ihre Fragen richten, damit wir anschließend zum Bereich 
Wohnen kommen können. 

Josef Neumann (SPD): Ich möchte noch einmal auf die Frage nach der Datenlage 
kommen. Es heißt ja immer wieder – auch in puncto Corona –: Wir haben alles außer 
Daten. In Deutschland kann man alles und jedes in seinem Handy abrufen; aber wich-
tige Daten, die man für das Leben braucht, gibt es angeblich nicht.  

Herr Dr. Hensel, Sie haben eben gesagt, jede siebte Kommune macht einen Armuts- 
und Reichtumsbericht. Oft höre ich von den anderen: Ja, wir machen es nicht; wir ha-
ben keine Daten. Daher meine Frage auch an Sie, Herr Sailer: Wie kann es sein, dass 
ständig erklärt wird: „Wir haben keine Daten“? Ist das etwas, was vorgeschoben wird? 
Liegt es am Datenschutz? Was muss getan werden, damit wir eine Datenlage haben, 
die tatsächlich so aussagekräftig ist, dass man damit was anfangen kann?  
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Josefine Paul (GRÜNE): Vielen Dank für die sehr ausführlichen Antworten, die ei-
gentlich noch ganz viele Nachfragen provoziert hätten. Darauf will ich jetzt mit Blick 
auf die Uhr verzichten. Aber mich treibt eine Frage aus der Stellungnahme des Sozi-
alverbands um, Herr Kreutz, und das ist die Frage des Verweises auf die sozial ge-
spaltene Demokratie. Wir sprechen viel über die Frage, wie ökonomische Bedingun-
gen verbessert werden können, wir sprechen viel über Bildung. Aber Sie sprechen 
explizit auch den Punkt der demokratischen Teilhabe und damit der Beteiligung an. 
Das finde ich einen sehr wichtigen Aspekt. 

Daher die konkrete Nachfrage: Analyse – ja; aber was kann eigentlich getan werden? 
Denn das haben Sie in der Stellungnahme noch nicht mitgeliefert. Aber vielleicht ha-
ben Sie wichtige Hinweise für uns. Denn es wäre aus meiner Sicht wichtig, auf Betei-
ligung und Teilhabe noch stärker hinzuwirken und auf längere Sicht nicht zu akzeptie-
ren, dass Wahlbeteiligungen sich so ausgestalten, wie sie derzeit nun mal sind. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Meine erste Frage richtet sich an Frau Dr. Graf. Ich finde 
die Aussage, dass Frauen Verlierer am Arbeitsmarkt sind, immer relativ demoralisie-
rend gegenüber unseren jungen Frauen im Land. Ich bin der Meinung, dass es in 
Deutschland hervorragende Karrierechancen für Frauen gibt, eigentlich sogar besser 
als jemals zuvor. Global gibt es nur eine Handvoll Länder mit einer höheren Beteiligung 
von Frauen am Arbeitsmarkt – Island, Schweden, und dann hört es auch schon wieder 
auf. 

Schaut man jetzt mit der Lupe auf dieses Problem, stellt man oftmals fest, dass es für 
die Singlefrau gar nicht unbedingt ein Problem ist, eine Karriere anzustreben, sondern 
dass es dabei oftmals um Alleinerziehende geht – das trifft dann aber Männer genauso 
wie Frauen; es sind eben mehr Frauen, die alleinerziehend sind –, aber vor allem um 
Frauen in festen Partnerschaften mit Kindern. Da wäre jetzt meine zentrale Rückfrage: 
Wie kann man genau für diesen Bereich Familienförderung betreiben, wie kann man 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf noch besser gestalten? 

Eine Rückfrage an Herrn Dr. Hensel zum Sozialen Arbeitsmarkt: Ich gebe Ihnen voll-
umfänglich recht; es hat extrem viele positive Faktoren, in Beschäftigung zu sein – 
allein die Integration in die Gesellschaft, die Teilhabe. Auch auf die Gesundheit wirkt 
es sich gut aus, wenn man einer Betätigung nachgeht. Das zentrale Gegenargument, 
das seit Jahren gegen den Sozialen Arbeitsmarkt angeführt wird, ist allerdings – ich 
verdeutliche das an einem sehr konkreten Beispiel –: Ich habe ein kleines Unterneh-
men, das u. a. Grünanlagen säubert und für diese Arbeit gute Löhne zahlt. Jetzt gibt 
es staatlicherseits ein zweites Unternehmen, das Menschen anstellt und Geld dafür 
bekommt, dass diese Menschen dann eben anteilig bezahlt werden. Wie kann man 
dieses zentrale Argument der Verdrängung von Arbeit – wie sie in ähnlicher Weise 
auch in anderen Bereichen vorgenommen wird – entkräften? Wie könnte man einen 
sozialen Arbeitsmarkt so gestalten, dass es dort nicht zu solchen Verdrängungsme-
chanismen kommt? 

Eine letzte Frau an Frau Liebert vom Kinderschutzbund: Der Armutsbegriff hat sich im 
Laufe der Zeit unweigerlich gewandelt. So haben wir in der Sozialmedizin nicht mehr 
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unbedingt mit unterernährten Kindern zu tun, sondern häufig mit fehl- oder überernähr-
ten Kindern. Das zeigt bereits, dass eine absolute materielle Armut in Deutschland 
nicht mehr existent ist. Die Frage der Beteiligung hängt oftmals auch von weichen 
Faktoren ab. Meine eigene Erfahrung ist, dass Kinder dann besondere Aufstiegschan-
cen haben, wenn beispielsweise die Eltern nicht drogensüchtig sind, wenn eine Abwe-
senheit durch Gefängnisstrafe nicht gegeben ist, usw. Das sind Faktoren, die durchaus 
an den Eltern, den Erziehungsberechtigten liegen und viel weniger an den materiellen 
Mitteln. Das neueste Handy, die neuesten Turnschuhe sind nicht unbedingt der zent-
rale Baustein, der einen Bildungserfolg garantiert.  

Wie kann man an diesen weichen Faktoren wie einer Bildungsnähe des Elternhauses 
arbeiten, insbesondere aus Sicht des Kinderschutzbundes und der staatlichen Ak-
teure? 

Dr. Sabine Graf (Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Nordrhein-Westfalen): 
Die zwei Erfolgsfaktoren für Frauen am Arbeitsmarkt sind die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie – also Zeit und Einkommen. Das Institut Arbeit und Qualifikation hat für 
den DGB im letzten Jahr eine Auswertung gemacht und geschaut, ob alleinerziehende 
Eltern – Frauen oder Männer; ich gehe aber davon aus, dass es meistens Frauen sind – 
mit einem minderjährigen Kind, die in Teilzeit arbeiten, den Wunsch haben, mehr zu 
arbeiten. Ergebnis: Die möchten gern mehr arbeiten. Es gibt aber nur wenige Modelle, 
die diesen Menschen entgegenkommen. Das ist dann sozusagen wieder ein Arbeitge-
berproblem; da muss man rangehen. 

Sie sagten, ich hätte demoralisierend gewirkt. Ich denke, dass ich beschreibend ge-
wirkt habe. Natürlich ist es sehr widersprüchlich; wenn Sie nur die Arbeit haben und 
nichts anderes, dann geht das für Männer wie Frauen in gewisser Weise gleich gut, 
wobei es natürlich auch da noch Einschränkungen gibt. Aber wir reden hier jetzt von 
den Fällen, wo Kinder im Spiel sind, wo es eine Familie gibt. Und da stellt sich das 
anders dar.  

Dr. Frank Johannes Hensel (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW): Fakten zwingen zum Handeln, und da ist dann die Angst 
vor den Daten und auch vor mancher regionaler Berichterstattung. Die Frage wurde 
gestellt, wie wir zu der Aussage kommen, dass nur jede siebte Kommune einen Sozi-
albericht erstellt. Woher wissen wir das? Sie wissen das alle nicht, obwohl Sie als Lan-
desregierung sich bei den Kommunen doch mal hätten erkundigen können. Wir haben 
eine Umfrage gemacht. Darauf haben nur 30 % geantwortet, und davon antworteten 
die eine Hälfte mit Ja und die andere Hälfte mit Nein. Dann haben wir gesagt: 15 % 
sind uns schon mal sicher; das ist jeder Siebte. Die, die nicht geantwortet haben, ha-
ben diese Berichterstattung wahrscheinlich nicht. – Genauer ist das nicht; es kann also 
auch sein, dass es mehr sind. 

Wenn Sie, etwa in Siegburg, mit dem Landrat keine regionale Berichterstattung hinbe-
kommen, dann gibt es da erst mal auch keine ausgewiesene Wohnungsnot; dann gibt 
es keine Zahlen bezüglich der Obdachlosigkeit, weder für Männer noch für Frauen – 
die vielleicht irgendwo mit einziehen müssen. All das, was einen in totalen politischen 
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Druck bringt, was einen in Handlungsdruck bringt, ist da eben nicht vorhanden. Ich 
glaube, das ist die Scheu vor Zahlen. 

Und doch haben Sie hier gar keine großen Widerstände zu erwarten; denn wir haben 
uns mit der Landesarbeitsgemeinschaft der Öffentlichen und Freien Wohlfahrtspflege – 
da sind alle kommunalen Spitzenvertreter dabei – schon darauf verständigt, dass wir 
eine flächendeckende kommunale Sozialberichterstattung anstreben wollen. Wann 
man das nun scharfschaltet, ist eine andere Frage. Aber diesem Gedanken verschließt 
sich eigentlich niemand.  

Natürlich ist es auch so: Man bekommt manches belegt, was man ohnehin schon ahnt. 
Sie müssen in Chorweiler nicht lange suchen, wenn Sie da mit einem mobilen Dienst 
hinwollen. Da brauchen Sie nicht zuerst eine Sozialberichterstattung. Auf der anderen 
Seite gibt es eine Menge Straßenzüge, wo das nicht so offensichtlich ist. Ich hatte 
eben die Obleute, Vertrauenspersonen thematisiert, Menschen, über die man die 
Wohnbevölkerung anspricht. Das kriegen Sie nicht mit Lautsprecherdurchsagen oder 
Flugblättern usw. hin. 

Auch die Medien werden oft ganz anders konsumiert – ich sitze hier auch oft im Integ-
rationsausschuss –: In den Medien kommen andere Nachrichten, die da oft von Ein-
zelnen landessprachlich konsumiert werden, und die sind dann schon mal sehr abge-
hängt von der Information. Auch die anderen, die vielleicht mal eine klassische Nach-
richtensendung sehen, werden dem nicht immer folgen. Wir sind in unserer Wahrneh-
mung sehr gut bürgerlich. Wir sind wortgewandt, schriftgewandt, und aus dieser Wahr-
nehmung heraus wird auch oft adressiert; und das haut nicht so gut hin. Darum war 
eben schon mal mein Punkt: Lotsen für die Ämter und einfache Formulare.  

Wettbewerbsverzerrung: Herr Vincentz, ich habe genauso wie Sie gefragt: Wie ist das 
denn? Dann bin ich nach Neuss gegangen; da gibt es einen Sozialbetrieb, der macht 
Gartenbau. Jetzt gibt es in der Stadt auch einen ganz tollen Gartenbaubetrieb, und der 
Sozialbetrieb sagt: „Ja, das ist unser bester Partner. Wir haben uns vorher zusammen-
gesetzt, und wir machen jetzt für die die einfacheren Schnittarbeiten; wir sind oftmals 
sozusagen subunternehmerisch tätig.“ Das kann man nur regional klären. Wenn Sie 
einen kommerziellen Betrieb haben, der das sehr gut macht, dann wird daneben für 
einen Sozialbetrieb wenig Platz sein. Das muss man regional klarmachen.  

Aber noch mal: Auch dieser kommerzielle Betrieb hat jederzeit die Möglichkeit, solche 
sozial geförderten Arbeitsplätze zu haben. Unsere Erfahrung ist aber, dass das so be-
treuungsintensiv ist, dass es praktisch unterbleibt. Das wird mal versucht und dann 
irgendwann wieder gelassen. Nur, man muss sich politisch nicht daran abarbeiten, 
dass man den Wettbewerb verzerrt; man stellt es ihnen offen und lädt kommunal und 
lokal dazu ein, sodass es zu dieser Wettbewerbsproblematik eben nicht kommt – oder 
aber sehenden Auges kommt und die Situation in Kauf genommen wird. 

Wir haben hier aber auch schon Fälle gehabt, dass ein Second-Hand-Kaufhaus das 
Sozialkaufhaus nebenan beklagt hat. So etwas gibt es. Aber man kann, wenn man 
kommuniziert, ganz gut mit der Thematik umgehen. Insofern ist das kein so starkes 
Gegenargument, wenn es darum geht, den Sozialen Arbeitsmarkt stärker auszubauen. 
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Daniel Kreutz (SoVD Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zugeschaltet]): Frau Paul 
fragte zum Thema „Sozial gespaltene Demokratie“, was man aus unserer Sicht tun 
könne. Das Thema ist im Sozialbericht selbst mit einer Reihe von Befunden unterlegt. 
Die Bertelsmann Stiftung hatte nach vor ein paar Jahren auch schon mal eine Studie 
zu diesem Thema veröffentlicht. 

Wir als Sozialverband sehen traditionsgemäß einen durchaus engen Zusammenhang 
zwischen dem Ausmaß sozialer Gerechtigkeit in einer Gesellschaft und der Stabilität 
ihrer demokratischen Verhältnisse. Wenn mir die Frage gestellt wird: „Was sollte man 
tun, um die soziale Spaltung der Demokratie zurückzudrängen und vielleicht zu über-
winden?“, wäre meine Antwort: Man muss orientieren auf die Überwindung der sozia-
len Spaltung. Das ist das Entscheidende. Das gilt nicht nur für die Teilhabe an Wahlen 
und am politischen Geschehen, sondern darüber hinaus auch bezüglich der sonstigen 
Möglichkeiten gesellschaftlicher Partizipation. 

Um sich politisch zu engagieren oder sich in einer Bürgerinitiative oder einem Verein 
ehrenamtlich zu engagieren, braucht man Ressourcen. Sie müssen zu Sitzungen und 
Zusammenkünften fahren können, Sie müssen sich die Fahrtkosten leisten können. 
Sie müssen unter Umständen auch mal zu einem Kongress fahren, um sich einzubrin-
gen und weiterzuentwickeln. Demokratische Teilhabe ist nicht umsonst. Wenn Leute 
den Eindruck haben: „Das politische Geschehen bietet keine Perspektiven zur Verbes-
serung meiner von Armut geprägten Lebenssituation“, und das über viele Jahre, über 
Jahrzehnte, dann ist es nicht allzu verwunderlich, wenn viele sagen: Was soll ich da-
mit? Die machen sowieso das, was sie immer tun, und interessieren sich nicht für uns.  

Es geht um das Problem einer mangelhaften politischen Repräsentanz des Sozialen, 
die sich auch darin niederschlägt, dass wir bereits seit Jahrzehnten zunehmende Ar-
mut und wachsenden Reichtum beobachten, gleichwohl aber keine politischen Initiati-
ven erkennbar sind, um mehr soziale Gerechtigkeit, mehr Verteilungsgerechtigkeit her-
beizuführen. Das ist ein Problem, das überwunden werden muss. 

Um die Demokratie auf Dauer zu stabilisieren, müssen wir versuchen, die soziale Spal-
tung unserer Gesellschaft – gerade auch, was den exklusiven, den übermäßigen 
Reichtum an der Spitze der Hierarchie angeht – zu überwinden und dies zu korrigieren, 
damit wir die soziale Teilhabe aller auch materiell unterfüttert sicherstellen können.  

Jana Liebert (Deutscher Kinderschutzbund Bundesverband e. V. [per Video zu-
geschaltet]): Ich würde Ihnen insoweit zustimmen, Herr Dr. Vincentz, als sich das Ge-
sicht der Armut mit der Zeit verändert hat. Die Gesellschaft verändert sich, manche 
Dinge werden wichtiger, andere unwichtiger. Das spiegelt sich auch in dem Mangel 
wider, den wir durch Armut sehen. Als Stichwort nenne ich die Digitalisierung; wir ha-
ben in der Coronakrise sehr deutlich gesehen, dass oftmals Internetzugang, Ausstat-
tung, ein ruhiger Ort zum Lernen und Arbeiten fehlen. Armut stellt sich insofern anders 
dar als noch vor 20 Jahren.  

Zu den weichen Faktoren: Ich glaube, man muss das in einer Gesamtstrategie sehen. 
Ich habe schon etwas zu den Geldleistungen gesagt, ich habe zum Bereich Infrastruk-
tur etwas angedeutet. Was wir vor Ort sehen, gerade in der Kommune: Wir brauchen 
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die Elternarbeit; für den Bildungserfolg, für die Zugänge im Bereich Teilhabe muss 
gute Elternarbeit geleistet werden. Da kann man die Frühen Hilfen nennen, um nied-
rigschwellig Zugänge zu schaffen.  

Um daran anzuknüpfen, möchte ich eine Studie des Zentrums für Europäische Wirt-
schaftsforschung im Auftrag der Bertelsmann Stiftung 2018 nennen, in der ziemlich 
plakativ gefragt wurde: Kommt denn das Geld bei den Kindern an? Es wurde genau 
untersucht, über verschiedene Einkommensgruppen hinweg: Wenn man zusätzliches 
Geld, beispielsweise über eine Kindergelderhöhung, in die Familien gibt, wofür wird 
dies dann ausgegeben? Es ist eine quantitative Studie, die sich an viele qualitative 
Studien anschließt, die dasselbe zeigen: Die Eltern geben das Geld für die Kinder aus, 
und sie geben es insbesondere für Bildung und Teilhabe aus. 

Das zeigt für uns noch mal, dass da die Budgetrestriktionen besonders groß sind, dass 
die Bedarfe für Bildung und Teilhabe besonders groß sind und die Eltern dafür kein 
zusätzliches Geld haben. Wenn aber zusätzliches Geld da ist, wird es für diesen Be-
reich ausgegeben. Wir kennen Studien aus Nürnberg 2008, von der Diakonie aus Nie-
dersachsen, Braunschweig, von 2016; es sind qualitative Studien, die genau das Glei-
che belegen. Deswegen möchte ich noch mal darauf hinweisen, dass man diese Stu-
dien zur Kenntnis nehmen und ein bisschen mit diesem Mythos aufräumen sollte, dass 
das Geld nicht bei den Kindern ankommt. 

Dr. Kai Seiler (Landesinstitut für Arbeitsgestaltung NRW [LIA NRW]): Auch von 
mir noch eine kurze Stellungnahme. Zum einen: Gute Daten kosten Geld. Das muss 
man auch immer sehen. Ich muss mich aber im Vorhinein immer entscheiden: Was 
will ich eigentlich wissen? Da liegt häufig auch ein Problem insofern, als sich viele 
Akteure im politischen Raum nicht immer hundertprozentig darüber Gedanken ma-
chen, was eigentlich ein zentrales Erkenntnisinteresse aller Beteiligten ist, auf das sie 
sich einigen können. Erst dann kann man nämlich konzertiert eine Aktion machen und 
dazu Daten sammeln. Dann wird es sicherlich auch einfacher sein, bei Sozialversiche-
rungen Integrierbarkeit herzustellen usw. 

Wir haben die Situation – wenn ich aus dem Präventionsbereich spreche; das merken 
wir in den Zusammenhängen rund um das Präventionsgesetz –: Es fällt sehr schwer, 
eine Datenlage aus allen drei Säulen zusammenzutragen, weil die teilweise auf unter-
schiedlichen Parametern beruhen, etwa, was Risikofaktoren für Frühverrentung usw. 
betrifft .Da muss ich Daten aus Krankenkassen, von Unfallversicherungsträgern und 
aus der Deutschen Rentenversicherung zusammenführen, und das ist nicht einfach.  

Wichtig ist jedenfalls, die richtigen Fragen zu stellen und sich darüber einig zu werden: 
Was sind unsere Punkte, die wir dauerhaft beobachten wollen? Und dann wird es ein 
bisschen einfacher. Solange das nicht geklärt ist, frickelt jeder vor sich hin; dann gibt 
es da eine Studie und dort eine Studie. Und Studien sind meistens – zu Recht – auch 
ein bisschen interessengeleitet; der DGB fragt anders als unternehmer nrw. Man muss 
dann versuchen, die Essenz daraus zu ziehen. 
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Aber wenn es eine konzertierte Idee darüber gibt: „Was wollen wir hier als Landtag 
regelmäßig wissen und beobachten?“, dann wäre es, glaube ich, ganz einfach, die 
Verhandlungen zu führen, damit die Daten zusammengeführt werden können.  

Vorsitzende Heike Gebhard: Herzlichen Dank. Dann können wir die erste Runde 
schließen und kommen zur zweiten Runde, zum Thema Wohnen. Da darf ich um Wort-
meldungen bitten. – Zuerst die Kollegin Lück. 

Angela Lück (SPD): Ich habe eine Frage an die beiden Sozialverbände, den DGB 
und Herrn Niermann: Wie kann es gelingen, mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaf-
fen, und welche Rahmenbedingungen sind dafür notwendig? 

Von den beiden Sozialverbänden sowie Herrn Niermann würde ich zudem gern wis-
sen, wie Sie die Lage im Bereich des barrierefreien Wohnens einschätzen und wie die 
Landesbauordnung in dieser Frage wirkt.  

Josefine Paul (GRÜNE): Der zuletzt gestellten Frage kann ich mich nur anschließen, 
und dann habe ich eine konkrete Nachfrage an Herrn Niermann: Sie schreiben in Ihrer 
Stellungnahme von „intelligenten Liegenschaftskonzepten“ und „kooperativer Stadt-
entwicklungspolitik“. Das klingt sehr schön. Was aber wären da die Rahmen- und Ge-
lingensbedingungen? Und vor allem: Wie kann das Land genau das unterstützen?  

An die Sozialverbände und den DGB die Nachfrage: Wie können wir auch die Inan-
spruchnahmequote erhöhen, beispielsweise beim Wohngeld? Es ist in allen Bereichen 
das Problem, dass die Inanspruchnahmequote nicht so hoch ist. Aber wie ist die zu 
erhöhen – gegeben eben, dass wir nicht an der Stelle sind, dass wir einfach durch 
ausreichenden Lohn für Erwerbsarbeit diese Hilfesysteme überflüssig machen? 

Stefan Lenzen (FDP): Meine Frage richtet sich an den VdW, Herrn Niermann. Sie 
haben in Ihrer Stellungnahme zu Recht auf die besondere Preisdynamik hingewiesen, 
die wir bei Bauland, Rohstoffen und Baudienstleistungen derzeit beobachten können. 
Da hat mich heute erst wieder ein Schreiben über den immensen Preisanstieg beim 
Baumaterial Holz erreicht. Wie können wir trotz dieser Voraussetzungen, die die Situ-
ation nicht gerade einfacher gemacht haben, günstigeren Wohnraum schaffen? Wie 
könnte man sowohl den Neubau von Wohnraum unterstützen als auch die Entwicklung 
im Bestand? 

Marco Schmitz (CDU): Ich habe eine Frage an Herrn Niemann und an den SoVD. 
Was verstehen Sie unter „neuer Wohnungsgemeinnützigkeit“ bzw. unter „gemeinwohl-
orientierter Wohnungswirtschaft“? Vielleicht können Sie das noch mal etwas ausführ-
licher darstellen. 

Serdar Yüksel (SPD): Ich habe eine Frage zur Situation der einkommensarmen Mie-
terhaushalte. Die Sachverständigen haben in ihren Gutachten eine Wohnkostenüber-
lastung für Haushalte in KdU-Leistung nach SGB II und SGB XII ausgeschlossen. Meine 
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Frage richtet sich an den Sozialverband, Herrn Franke, und an den Verband der Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft. Sie lautet: Ist den Sachverständigen bewusst, dass 
SGB II- und SGB XII-Bezieher beim Wettbewerb auf dem Wohnungsmarkt häufig be-
reit sind, über die KdU-Leistungen hinaus und oft auch am Mietvertrag vorbei Leistun-
gen zu erbringen? Gibt es Studien zu diesem Phänomen?  

Oliver Niermann (Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland 
Westfalen e. V. [VdW Rheinland Westfalen]): Herzlichen Dank, dass wir als VdW 
Rheinland-Westfalen zu Gast sein dürfen und angehört werden. Ich bin als Abteilungs-
leiter zuständig für Wohnungspolitik und Wohnraumförderung bei uns. Normalerweise 
sind wir immer im Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen. Ich finde 
es aber sehr begrüßenswert, dass wir im Kontext des Sozialberichts zu Gast sein dür-
fen, da auch für uns dieses Thema unbedingt in diesen Ausschuss gehört. Das Thema 
Wohnen ist ein hohes Gut mit einer potenziell hohen sozialen Integrationskraft.  

Frau Lück hatte mich gefragt, welche Rahmenbedingungen nötig sind für mehr bezahl-
bares Wohnen. Wir haben in NRW – ich hatte in der vergangenen Woche den Aus-
tausch mit den für die Förderung zuständigen Referentinnen und Referenten des Bun-
desverbands GdW – eigentlich eine ganz komfortable Lage, weil wir seit Jahren unter 
unterschiedlichen Farben der regierungstragenden Fraktionen oder der Regierung ein 
im Vergleich sehr gutes, auskömmliches Wohnraumförderprogramm haben. 

Was uns – das führt mich zu der Frage, die Herr Lenzen gestellt hat – momentan vor 
große Herausforderungen stellt, ist die Aufgabe, weiterhin bezahlbares Wohnen anzu-
bieten und gleichzeitig bis zum Jahr 2050 klimaneutral in unseren Beständen zu wer-
den. Die Wohnungswirtschaft – das Thema Wohnen, Bestandsbewirtschaftung – ist 
ein Geschäft mit einer hohen Investitionsnotwendigkeit und einem langen Anlagever-
mögen, um es mal betriebswirtschaftlich auszudrücken. Das stellt uns momentan vor 
große Herausforderungen, wenn, wie es der Fall ist, die Rohstoffpreise steigen. Das 
hat Destatis gerade festgestellt; es gibt diverse Hinweise aus den bauwirtschaftlichen 
Verbänden.  

Wir haben es letztens abgefragt: Gerade für Holz, Gips, Kies und Beton steigen die 
Preise momentan relativ stark an. Die Ursachen sind sehr unterschiedlich; es hat ein 
bisschen mit dem Thema „Baukonjunktur in der Coronaphase“ zu tun. Die gesamte 
Bauwirtschaft ist einigermaßen gut durch diese Phase gekommen. Wenn man einen 
Neubau plant, wird sich in erster Linie aus Finanzierungs-, Gestehungs- und Wohn-
preisen ergeben, wie sich die Miete hinterher bemisst. In den vergangenen Jahren gab 
es eine hohe Dynamik bei den Wohnpreisen, jetzt gibt es diese hohe Dynamik auch 
bei den Baupreisen, und zwar nicht nur aufgrund der Tatsache, dass wir mittlerweile 
anders bauen als noch vor 20 Jahren, also etwa im Hinblick auf Barrierefreiheit und 
Energiegerechtigkeit, sondern auch deshalb, weil die Baudienstleistungen und die 
Baurohstoffe teurer geworden sind. Das führt dazu, dass wir immer wieder neu aus-
verhandeln müssen, wie wir bezahlbaren Wohnraum schaffen können, im Bestand und 
auch im Neubau.  
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Die Kollegen aus Niedersachsen beispielsweise machen es ganz geschickt; die klem-
men die Wohnraumförderung an die Baukostenindizees. Wir haben ein Wohnraumför-
dersystem, das sozusagen einen Subventionseffekt generiert und dadurch die Mieten 
gering hält. Das ist zumindest die Antwort auf die Frage nach den Gestehungskosten. 
Ich bin allerdings der festen Überzeugung – Sie werden mir zustimmen –, dass wir 
weiterhin einen hohen Standard auch im geförderten Wohnungsbau möchten und nicht 
wieder die Situation haben wollen, dass sich der geförderte Wohnungsbau in seiner 
Qualität erheblich vom frei finanzierten Wohnungsbau unterscheidet. Das hatten wir in 
den Sechziger-, Siebziger-, Achtzigerjahren, und die Ergebnisse kennen wir. Ich hatte 
in einer vorherigen Tätigkeit das Vergnügen, diese Stadtteile zu besuchen. Da brau-
chen wir mittlerweile andere Konzepte sowie eine hohe Qualität in der Ausführung. – 
Das zum Thema Gestehungskosten, Baupreise, Rohstoffpreise. 

Der andere Kostenpunkt – danach hatte Frau Paul gefragt – bezieht sich auf die ko-
operative Stadtentwicklungspolitik. Wir sind natürlich darauf angewiesen, ebenso wie 
unsere Mitgliedsunternehmen und Genossenschaften – wir sind in erster Linie ein ge-
nossenschaftlicher Prüfungsverband –: Wenn Sie nur bauen wollen, müssen Sie dazu 
Bauland finden. Spätestens seit der Finanzmarktkrise haben wir ein mittlerweile ver-
ändertes Tableau auf dem Wohnungsmarkt und bei den im Wohnungsbau tätigen Akt-
euren. Denn durch die Finanzmarktkrise sind das Thema Wohnen und die übersichtli-
chen Renditen, die damit erzielt werden könne, als langfristiges Investment interessant 
geworden. Die kommunalen Unternehmen, die Genossenschaften, konkurrieren mitt-
lerweile natürlich mit anderen Nachfragern nach Bauland. Auch das ist ein Grund für 
diese Baulanddynamik. Dies bekommt man nach unseren Erfahrungen nur hin, indem 
man in irgendeiner Art und Weise Bauland zur Verfügung stellt – eben für bezahlbares 
Wohnen.  

Ein Weg auf politischer Ebene sind die kooperativen Stadtentwicklungsmodelle. Frau 
Paul kommt, soweit ich weiß, aus dem Wahlkreis Münster. Münster ist da eine sehr 
vorbildliche Stadt; die haben einen einstimmigen Ratsbeschluss erwirkt und gehen 
sehr stark in den Bereich Wohnvorratshaltung hinein und schaffen Baurecht im Grunde 
genommen nur, wenn sich die das Land verkaufende Person bereit erklärt, 50 % der 
Fläche an die Stadt zu verkaufen. Das führt dazu, dass die Stadt sehr viel Geld inves-
tiert, sehr viel von diesem Bauland auch bekommt, und das mit einer sehr hohen Quote 
für den geförderten Wohnungsbau ausstattet. Es gibt für die Stadt Münster, für das 
kommunale Wohnungsunternehmen eine sehr hohe Quote von, wie ich meine, 50 %.  

Es gibt ansonsten unterschiedliche Modelle; hier in Düsseldorf gibt es eine Quote für 
gefördertes Bauen und auch eine Quote für preisreduzierten Wohnungsbau, wo auch 
nicht WBS-berechtigte Menschen zugreifen können. – Das wäre sozusagen ein Blitz-
licht auf den Bereich „Kooperative Stadtentwicklungspolitik“. 

Was braucht es dafür? Kommunen und Kreise müssen dieses Thema antizipieren und 
müssen es ein Stück weit zur Chefinnen- und Chefsache bei den Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern und in den Räten machen. Das geht nur mit großen politischen 
Mehrheiten. Ich würde mich an dieser Stelle dafür aussprechen, dass man sich auch 
darüber Gedanken macht, und zwar in allen Fraktionen. Voraussetzung ist natürlich 
eine solide kommunale Finanzausstattung. Die Stadt Münster hat in den vergangenen 
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Jahr 70 Millionen Euro ausgegeben, um Bauland anzukaufen. Das funktioniert, und es 
funktioniert auch wirtschaftlich. Das können Unternehmen, Genossenschaften, aber 
auch private Investoren dann einfach umsetzen. 

Ich möchte noch auf die Frage der Preisdynamik bei den Rohstoffpreisen eingehen. 
Das hat uns jetzt nach dieser Coronaphase ein bisschen ereilt. Eine richtige Antwort 
auf die Frage, wie wir dieser Preisentwicklung Herr werden sollen, weiß ich nicht. Was 
Holz angeht, so hatte ich vergangene Woche ein Gespräch mit dem Landesbetrieb. 
Die sagen, natürlich auch bedingt durch die Borkenkäferproblematik liegt im Wald 
schon noch genug Holz; aber es muss natürlich auch verarbeitet werden. Gleichzeitig – 
wir thematisieren das sehr viel – wird das Bauen mit Holz immer wichtiger. Ich habe 
früher in Österreich gearbeitet und geforscht; da ist das sehr weit verbreitet, stark ak-
zeptiert. NRW ist nun nicht gerade ein Spitzenland, was den Holzbau betriff. Es gibt 
nicht so eine große Holzbautradition, insbesondere nicht im Geschosswohnungsbau. 
Dafür werben wir; da machen sich unsere Mitgliedsunternehmen und -genossenschaf-
ten auf den Weg und versuchen, das irgendwie in teilweise serieller Bauweise oder 
hybrider Bauweise umzusetzen. Das wäre eine Möglichkeit; aber dafür müssen wir die 
Baustoffe erst mal bekommen. Wir müssen auch Ursachenforschung betreiben, um 
herauszufinden, wie sich diese Kostensteigerung in den einzelnen Rohstoffsegmenten 
ergeben hat und was wir dagegen tun können.  

Am Ende des Tages ist es aber so: Wohnungspolitik hat momentan eine starke Dyna-
mik, auch auf Bundesebene. Wir haben sicherlich alle zur Kenntnis genommen, wie 
Wohnungspolitik in Berlin verhandelt wird. Die Genossenschaften, die Wohnungsun-
ternehmen bauen und projektieren Wohnraum und Häuser; sie sind aber in erster Linie 
von den Baukosten und den Baulandkosten abhängig. Das wird sich natürlich beim 
Neubau, wenn er nicht gefördert wird, in der Miete niederschlagen. 

Wir haben das Glück, dass bei unseren Mitgliedern die Förderquote relativ hoch ist. 
Deswegen haben wir festgestellt – das habe ich in der Stellungnahme zu skizzieren 
versucht –: Bei uns ist die Durchschnittsmiete relativ gering, auch im landesweiten 
Vergleich. Es ist natürlich immer schwer, in NRW eine Durchschnittsmiete zu benen-
nen, aber unsere Durchschnittsmiete liegt über alle Bestände, alle Regionen einen 
guten Euro niedriger. Wir haben gemerkt: Je angespannter der Wohnungsmarkt ist 
durch die hohe Förderquote, die Bestandshaltung und die Tatsache, dass wenig ge-
baut und verkauft wird, desto weiter geht das Delta auseinander zwischen der Durch-
schnittsmiete im Bestand, aber auch bei Wiedervermietungsmieten, und der Situation 
in den Preisdatenbanken.  

Es wurde schon viel über Daten gesprochen. Was die wohnungswirtschaftlichen Daten 
betrifft, so fühle ich mich dazu einigermaßen sprachfähig. Empirica ist ein Anbieter; 
dort gibt es eine eigene Mietpreisdatenbank, die in der Szene ein sehr gutes Renom-
mee hat. Die werten Daten aus, die sie aus Inseraten oder beispielsweise aus Im-
moscout-Anzeigen generieren und verarbeiten. Man sieht, dass man mit unterschied-
lichen Annahmen manchmal zu unterschiedlichen Ergebnissen kommt, was die 
Grundlagen für die mietenrechtlichen Verordnungen auf BGB-Basis und den Sozial-
bericht betrifft; beides wurde ja von Empirica gemacht. Im einen Fall ist Dortmund ein 
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sehr angespannter Wohnungsmarkt, im anderen nicht. Das liegt auch ein bisschen am 
Fokus. Aber es zeigt: Es ist nicht so ganz einfach.  

Auch wir sind nicht hundertprozentig zufrieden mit unseren Daten. Für unsere Mitglie-
der sind wir recht sprachfähig, weil wir eine umfangreiche Jahresstatistik haben, auch 
im Unterschied zu anderen immobilienpolitischen Verbänden. Aber wir merken, dass 
der Bereich, den wir repräsentieren, kaum in diesen Mietendatenbanken abgebildet 
ist.  

Herr Schmitz wollte zum Thema „Neue Gemeinnützigkeit, Gemeinwohlorientierung“ 
wissen, was damit gemeint ist. Die „Neue Gemeinnützigkeit“ ist ein politischer Vor-
schlag von unterschiedlichen Parteien, der momentan in dieser wohnungspolitischen 
Dynamik aufgebracht wurde, um ein neues Rechtsinstitut für ein Segment der Woh-
nungswirtschaft zu schaffen, das sehr stark die Wohnungsunternehmen auf die Be-
wirtschaftung und den Bau von Wohnungen, die Schaffung von Wohnraum, einengt, 
unter Gewährung bestimmter steuerrechtlicher Subventionen. Da sind wir ein bisschen 
skeptisch, aus dem Grund, weil unsere Wohnungsunternehmen – gerade die kommu-
nalen, für die ich auch sprechen kann, weil ich diese Sparte im Verband vertrete – viel 
mehr machen. Die engagieren sich auch in unterschiedlichen anderen sozialen Berei-
che. Sie bauen und betreiben Kindergärten oder betreiben Demenz-WGs. In Köln be-
treibt die GAG Sozialmanagement für die Stadt. Das alles wäre nur noch bedingt mög-
lich unter diesem neuen Rechtsinstitut.  

Ursächlich war immer die Behauptung, dass man diese ewigen Bindungen braucht – 
die wir auch aus beihilferechtlichen Gründen kritisch sehen; wir haben dazu zwei Gut-
achten erstellen lassen. Die Unterstellung ist, dass, wenn eine Preisbindung, eine För-
derung zum Ende kommt nach 20, 25, 30 Jahren, die Mieten explodieren. Das aber ist 
mitnichten so. Laut unserer Jahresstatistik – wir haben es noch mal nachgefragt im 
Rahmen dieses Barometers – ist für die meisten Unternehmen – das steht übrigens 
bei den Genossenschaften wie auch den kommunalen Unternehmen in der Regel in 
ihren Gesellschaftsverträgen – ein Grund für ihre Unternehmenstätigkeit das, was wir 
als Gemeinwohlorientierung verstehen können, nämlich die Versorgung breiter 
Schichten der Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum.  

Nun kann man natürlich lange über die Frage der Bezahlbarkeit diskutieren. Ich würde 
es auch eher so sehen, wie es im Sozialbericht steht, nämlich dass wir versuchen, im 
unteren und mittleren Drittel sozusagen diese 30-, 35-prozentige Wohnkostenbelas-
tungsgrenze nicht zu reißen. Im Neubau ist das momentan sehr schwierig; da sind wir 
auf Wohnraumförderung angewiesen. Ein Beispiel aus Köln: Die GAG hat gerade di-
verse Baupreise für das Projekt in der Holsteinstraße gewonnen – ein sehr schönes 
Wohnprojekt. Da hat man einen sehr hohen Förderanteil; die Förderung ergibt 
6,05 Euro netto kalt, in einem ganz neuen Gebäude. Der frei finanzierte Bereich kostet 
dann um die 11 Euro.  

Das ist übrigens eine große Herausforderung; denn es wird Haushalte geben, die nicht 
innerhalb der Angemessenheitsgrenzen liegen, und es gibt ein Riesendelta bis zu den 
11 Euro. Darauf müssen wir Antworten finden, und eine Antwort liegt aus meiner Sicht 
im Bereich „Kooperative Stadtentwicklung“. Wir können nicht Unternehmen Bauland 
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für 1.000 Euro pro Quadratmeter verkaufen, wenn sie anschließend für 6 Euro Wohn-
raum vermieten sollen.  

Die Frage von Herrn Yüksel habe ich, glaube ich, nur halb verstanden. Vielleicht kön-
nen Sie mir noch mal erklären, was Sie von mir wissen möchten. 

Serdar Yüksel (SPD): Es ist so, dass durch den (akustisch unverständlich) viele Men-
schen, die KdU-Leistungen bekommen, in Konkurrenz stehen. Dann mieten sie teure 
Wohnungen an, obwohl das Amt wegen der Angemessenheit nur einen Teil der Miete 
bezahlt, mit der Folge, dass sie von ihren Regelsätzen die Miete sozusagen noch quer-
subventionieren. Haben Sie Erkenntnisse zu diesem Phänomen?  

Oliver Niermann (Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland 
Westfalen e. V. [VdW Rheinland Westfalen]): Die Problematik, die wir bei den The-
men Wohnraumförderung, KdU und Wohngeld sehen, ist, dass diese Regime ja mit-
nichten synchronisiert sind. Wir haben in der Tat relativ wenig Daten über unsere Mie-
terinnen und Mieter; auch unsere Wohnungsunternehmen haben das in der Regel nur 
so mittelgut.  

Was ich sagen kann, was wir wahrnehmen, ist, dass wir im Neubau durch diesen An-
stieg der Baukosten und der Baulandkosten irgendwann an einen Punkt kommen mit 
den Bewilligungsmieten, wo auch die Kosten der Unterkunft an eine Grenze gelangen – 
mit dem Ergebnis, dass man als Wohnungsunternehmen die Wohnungen vielleicht 
kleiner macht, um mit den Baukosten und den Angemessenheitskriterien klarzukom-
men. Diese Erfahrung mache ich.  

Ob jetzt Mieter*innen privat über die KdU noch etwas einspeisen, dazu kann ich, ehr-
lich gesagt, solide nichts sagen. Es würde mich wundern, wenn das ein weit verbrei-
tetes Phänomen wäre. Aber ich nehme das gerne noch mal mit. 

Martin Franke (Sozialverband VdK – Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zuge-
schaltet]): Ich möchte direkt auf die Frage, die zum Schluss von Herrn Yüksel thema-
tisiert wurde, eingehen, ob es Daten zu einer möglichen Konkurrenz zwischen KdU-
Leistungsempfänger*innen und Wohngeldempfänger*innen gibt. Da haben wir – wo-
rauf auch im Bericht aufmerksam gemacht wird – gesehen, dass Personen, die KdU-
Leistungen beziehen, auf dem Wohnungsmarkt bessere Chancen haben als Perso-
nen, die Wohngeld beziehen. Wir weisen in unserer Stellungnahme darauf hin, dass 
man diese beiden Personengruppen nicht gegeneinander ausspielen darf, weil sie 
beide auf dem Wohnungsmarkt ohnehin schon sehr schlechte Karten haben. 

Wir denken, langfristig kann das Problem nur gelöst werden, wenn es mehr sozialen 
Wohnraum gibt, wenn also der soziale Wohnungsbau vonseiten des Landes und der 
Kommunen verstärkt wird. Da sind wir auch wieder beim Thema „Objektförderung, 
Subjektförderung“. Aktuell ist es noch immer so: Es gibt dieses Angebot an Sozialwoh-
nungen nicht, und deshalb ist die einzige Möglichkeit, für diese Personen ein Angebot 
zu schaffen, das Wohngeld zu erhöhen. Da wären wir dann bei der Subjektförderung. 
Das führt aber im Endeffekt dazu, dass, wie auch Herr Yüksel gesagt hat, sozusagen 
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eine Quersubventionierung stattfindet; es könnte im Endeffekt passieren, dass – sehr 
drastisch ausgedrückt – Bauunternehmer, Wohnungsgesellschaften Mieten anpassen, 
erhöhen können, so, wie sie möchten, und durch die Anhebung des Wohngelds könn-
ten sich dann zwar auch einkommensschwache Haushalte diese Wohnung leisten, 
aber es würde sozusagen nach oben hin keine Grenze gesetzt. 

Deshalb sehen wir die einzige Möglichkeit darin, dass mehr Sozialwohnungen ge-
schaffen werden, also langfristig Objektförderung vor Subjektförderung getätigt wird. 
Nur so kann dieser Konkurrenzkampf von vornherein unterbunden werden, damit nie-
mand in Konkurrenz zueinander treten muss.  

Dann zu der Frage von Frau Lück: Wie kann mehr bezahlbarer Wohnungsbau erfol-
gen? Natürlich einerseits durch steigende Investitionen und andererseits durch mehr 
ordnungspolitische Maßnahmen vonseiten der Landesregierung. Wie könnten diese 
aussehen? Das typische Beispiel ist, dass die Landesregierung eine Sperre gegen die 
Umnutzung von Wohnungen als Ferienwohnungen, beispielsweise auf Airbnb-Basis, 
errichtet. Gleichzeitig könnte man von vornherein eine ordnungspolitische Maßnahme 
in der Weise gestalten, dass es Pflicht ist, barrierefreie Wohnungen zu bauen bzw. 
anzubieten. 

Dann haben wir noch gesehen, dass Land und Kommunen stärkere Zielvorgaben ver-
einbaren könnten, dass sich das Land beispielsweise mit Kommunen zusammensetzt 
und fragt: „Was ist euer Minimum an sozialem Wohnungsbau, zu dem ihr euch ver-
pflichtet?“ Da wäre es wichtig, dass wenigstens der Anteil, der pro Jahr an Sozialwoh-
nungen wegfällt, ausgeglichen wird.  

Eine weitere Maßnahme wäre, darauf hinzuwirken, dass Sozialwohnungen auch So-
zialwohnungen bleiben und nicht nach zehn, 20 Jahren automatisch auslaufen, son-
dern man von vornherein sagt: Das ist eine Sozialwohnung, und die bleibt auch eine. 
Dann würden die Mittel langfristig nicht mehr in den Bau neuer Sozialwohnungen flie-
ßen, sondern vor allem in deren Modernisierung – wovon dann wiederum die Kom-
mune profitieren würde, weil die Energiekosten geringer gehalten werden könnten. 

Dann war eine Frage von Frau Paul zur Quote der nicht erfolgten Inanspruchnahme 
von Wohngeld. Da sind wir auch erst mal aufgeschreckt, weil die Quote laut Sozialbe-
richt noch höher ist als bei der Dunkelziffer bezüglich der Grundsicherung im Alter. Der 
Sozialbericht spricht von ca. 86,6 % Nichtinanspruchnahme. Das ist eine immense 
Quote. Unsere Erfahrungen sind, dass viele Menschen gar nicht wissen, dass sie über-
haupt Anspruch auf Wohngeld haben. Deshalb wäre hier stärker in die Öffentlichkeit 
zu gehen und darauf aufmerksam zu machen: „Es gibt das Angebot, Wohngeld zu 
beantragen“, und dann auch ganz klar darauf zu sagen: Was sind die Voraussetzun-
gen? Was muss ich erfüllen, um Wohngeld beziehen zu dürfen? 

Da sind wir wiederum bei der Kommunikation der Ämter. Häufig ist die Amtssprache 
unverständlich – da ist das Stichwort wieder „Leichte Sprache“; es wäre wichtig, ge-
rade bei einkommensschwächeren Haushalten wie auch bei Menschen mit Migrati-
onshintergrund mit einfacher Sprache zu arbeiten und möglicherweise mehrere Spra-
chen anzubieten. Auch das Vertragsverfahren sollte deutlich erleichtert werden, damit 
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der Wust an Papier minimiert werden kann und der Zugang deutlich niedrigschwelliger 
gestaltet wird. 

Frau Lück stellte die Frage zum Thema Landesbauordnung: Hierzu haben der VdK 
und viele andere Sozialverbände, ebenso wie auch schon der SoVD, eine Stellung-
nahme abgegeben. Wir sehen das größte Problem darin, dass, wie auch der Bericht 
sagt, Menschen mit Behinderung, die es ohnehin schwer haben, überhaupt eine Woh-
nung zu finden, zudem häufig von Einkommensarmut betroffen sind und daher Prob-
leme haben, die Miete zu zahlen.  

Bei diesem Personenkreis kommt hinzu, dass sie in der Regel darauf angewiesen sind, 
dass ihre Wohnung barrierefrei ist. Das Angebot an barrierefreien Wohnung aber – 
auch darauf weist der Bericht hin – ist viel zu niedrig. Deshalb wäre es umso wichtiger, 
dass diese Quote steigt und es mehr barrierefreie Wohnungen gibt. Die Landesbau-
ordnung macht jedoch wenig Hoffnung auf eine baldige Verbesserung, weil beispiels-
weise die Nutzbarkeit für Rollstühle nicht mehr länger vorgesehen ist und Wohnungen 
künftig nur noch im erforderlichen Umfang barrierefrei sein müssen.  

Darauf haben wir schon mehrfach hingewiesen, und wir sagen auch an dieser Stelle, 
dass die erhebliche Rechtsunsicherheit beispielsweise für Bauplaner und Architekt*in-
nen zu Unsicherheiten führt. Im Endeffekt sehen wir die große Gefahr, dass das eher 
dazu führt, dass dieser Wettbewerbsnachteil für Menschen mit Behinderung noch mal 
verschärft wird und im Endeffekt schlimmstenfalls noch weniger barrierefreie Wohnun-
gen gebaut werden, als es jetzt schon der Fall ist. 

Dr. Sabine Graf (Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Nordrhein-Westfalen): 
Auch ich wurde gefragt, was man denn tun könnte, um mehr bezahlbaren Wohnraum 
zu schaffen. Wir sagen, dass es auch wichtig ist, die Verordnungs- und Gesetzeslage 
sorgfältig zu beobachten. In dieser Legislaturperiode wurde nämlich u. a. die Mietpreis-
begrenzungsverordnung abgeschafft, die Kappungsgrenzenverordnung usw. wurde 
zumindest deutlich abgeschwächt. Das trägt nicht gerade dazu bei, mehr preiswerte 
Wohnungen bereitzustellen. Deren Zahl wird zwar dadurch nicht weniger; aber das 
Mietpreisspektrum ist weiter geöffnet. Das muss man einfach sehen.  

Es ist vielleicht ein anderes Thema; sollte aber auch angesprochen werden: Es gibt 
Personengruppen, die am Wohnungsmarkt sehr benachteiligt sind. Diese müsste man 
genauer identifizieren; man müsste sagen, welche das sind: Das sind ganz oft allein-
erziehende Mütter, und da muss man genau hinschauen, ob man denen nicht spezia-
lisierte Angebote machen sollte. Ich weiß, dass das bei kinderreichen Familien so ist. 
Man muss dieses Gruppengeschehen beobachten und es gegebenenfalls anpassen; 
denn je höher die Mietpreise werden, desto mehr Bedürfnisse gibt es. 

Das führt natürlich noch lange nicht zu mehr preiswertem Wohnraum, aber man sollte 
auch mal darüber nachdenken, ob Kommunen Baugenehmigungen nicht bevorzugt 
dahin geben können, wo sie auch Grundstückseigentümer sind. Das wird in den Nie-
derlanden so gemacht, und das ist eine Überlegung. Es wäre sicherlich ein Eingriff; 
aber es wäre doch eine Möglichkeit.  
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Fragen sollte man auch, ob es für eine Kommune überhaupt möglich sein soll, das 
Silber zu verkaufen. Es gibt auch die Möglichkeit der Pacht; das ist eine Überlegung, 
die man durchaus einbeziehen sollte.  

Daniel Kreutz (SoVD Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zugeschaltet]): Zur 
Frage von Frau Lück, wie man zu mehr bezahlbarem Wohnraum kommen könnte, zu-
nächst der Hinweis: Wir sind der Auffassung, dass die Probleme der Wohnraumver-
sorgung, die wir heute beklagen, maßgeblich eine Folge dessen sind, dass Politik das 
soziale Wohnungswesen auf einen Niedergang geschickt hat und die Wohnraumver-
sorgung auch für einkommensschwächere Bevölkerungsgruppen weitgehend dem 
Markt überantwortet hat – also Investorenmärkten, die das Geschäft natürlich nicht in 
erster Linie aus dem Grund betreiben, weil sie einkommensschwächeren Bevölke-
rungsschichten Gutes tun wollten.  

Deshalb glauben wir, dass bei diesem Thema eine Schlüsselfrage ist, sich der sozialen 
Wohnraumversorgung für am Markt benachteiligte Bevölkerungsgruppen wieder als 
maßgeblicher Aufgabe öffentlicher Daseinsvorsorge anzunehmen, und dass man da-
für auch die geeigneten Rahmenbedingungen schaffen muss – zu denen auch die von 
Herrn Schmitz angesprochene „Neue Wohnungsgemeinnützigkeit“ gehört. Wir hatten 
bis Ende der Achtzigerjahre eine alte Wohnungsgemeinnützigkeit; die Gemeinnützig-
keit von Wohnungen wurde damals dann unter dem Vorwand des „Neue-Heimat-Skan-
dals“ generell abgeschafft, und seitdem regiert im Bereich Wohnen zunehmend der 
Investorenmarkt. 

Die neue Wohnungsgemeinnützigkeit soll das Privileg wieder aufleben lassen für Bau-
träger und Wohnungsgesellschaften, die dauerhaft sozial ausgerichtet sind, ihre Bau-
tätigkeit anzureizen, auch mit steuerlichen Vergünstigungen. Die sozial-gemeinnützi-
gen Bauträger sollen auch das Privileg bekommen können, etwa Grundstücke im öf-
fentlichen Eigentum unterhalb des Marktwerts für soziale Zwecke zu erwerben. 

Es reicht also nicht, wenn man nur die Fördermittel für den sozialen Wohnungsbau 
nach jetzigem Zuschnitt erhöht, weil das häufig Mittel sind, die nach einer sozialen 
Zwischennutzung – Herr Franke hat darauf hingewiesen – der Eigentumsbildung von 
Bauherren dienen, die hinterher ihre Mieten auf dem freien Wohnungsmarkt kalkulie-
ren können.  

Neue Wohnungsgemeinnützigkeit halten wir also für ein wichtiges Element, auch um 
anzuregen, dass sich verstärkt öffentliche und dauerhaft sozial ausgerichtete Bauträ-
ger und Wohnungsgesellschaften formieren können.  

Wir sind nicht festgelegt in der Diskussion – die es ja gibt –, ob man dazu eine zentrale 
öffentliche Wohnungsgesellschaft des Landes braucht oder ob man das dezentral or-
ganisiert. Wir finden auch genossenschaftliche Lösungen durchaus wichtig; diese soll-
ten in die Förderung einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit bei entsprechender Aus-
richtung einbezogen werden. In der Organisationsfrage sind wir also offen. Wir glau-
ben aber, dass es wieder vorrangig öffentliche Aufgabe sein muss, die Verwirklichung 
des Menschenrechts auf angemessenes Wohnen realisieren zu können. Es ist doch 
eine Pflicht der Sozialstaatlichkeit, das Menschenrecht auf Wohnen zu realisieren – 
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und zwar wo nötig auch gegen Märkte, die das von sich aus nicht können. Wir müssen 
bei den Personenkreisen, mit denen wir es hier zu tun haben, durchaus von einem 
Marktversagen sprechen. Auf diese Weise geht das nun mal nicht.  

Daneben brauchen wir natürlich kurzfristig Instrumente, die diese Mietpreisdynamik 
am Markt wirksam brechen können. Die Mietpreisbremse, die wir haben, ist in ihrer 
Wirkung sehr begrenzt; da braucht es schärfere Instrumente. Nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts gegen den Berliner Mietendeckel mangels Landeskompe-
tenz erwarten wir eine entsprechende Diskussion auf der Bundesebene über einen 
möglichen Bundesmietendeckel, und dieser Diskussion sehen wir mit großem Inte-
resse entgegen. 

Natürlich sollten auch die Kommunen angehalten werden, dort, wo sie es noch nicht 
umfassend tun, im Wege der Milieuschutzsatzung die Mietpreisentwicklung durch kon-
sequente Bekämpfung von Zweckentfremdung – Stichwort Airbnb –, durch Bekämp-
fung von Leerstand, aber auch durch Bekämpfung von Luxusmodernisierungen zu be-
grenzen und solche Entwicklungen nach Möglichkeit zu verhindern. 

Auch die Einführung einer sogenannten Grundsteuer C gegen Bodenspekulation wür-
den wir unterstützen – die ja nicht selten dazu beiträgt, dass die Grundstückspreise 
teilweise in astronomische Höhen schießen.  

Das sind einige Ansätze. Wir sind als Sozialverband kein Fachverband der Wohnungs-
wirtschaft, aber soweit wir uns mit den Problemen auseinandergesetzt haben – wir 
sind Teil des Bündnisses „Wir wollen wohnen“ usw. –, plädieren wir in diese Richtung.  

Herr Yüksel hat das Thema der Quersubventionierung, wie er es nannte, angespro-
chen; er wies auf zu hohe Mieten hin, für die manche Mieter aus dem Regelsatz auf-
kommen müssen. Das Problem ist seit einigen Jahren bekannt und auch empirisch 
unterlegt; es gibt Berechnungen dazu – ich glaube, sogar kommunenscharf –, wie viel 
Geld Menschen im Leistungsbezug nach SGB II/SGB XII zu ihren Mieten hinzuschie-
ßen. Das betrifft natürlich nicht alle; aber im Schnitt gibt es – wie auch der Sozialbericht 
darstellt – hohe Belastungen durch solche ungedeckten, offensichtlich zu hohen Mie-
ten, denen die Betroffenen zumindest vorerst aber nicht ausweichen können.  

Das ist natürlich ein außerordentlich dringliches Thema, weil der sogenannte Regel-
bedarf unerlässlich ist, um die Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Le-
ben erfüllen zu können. Es muss absolut ausgeschlossen sein, dass man die Kosten 
der Unterkunft aus dem Regelsatz quersubventionieren muss. Eine solche Lage würde 
das Grundsicherungssystem ad absurdum führen, insbesondere, da die Regelleistun-
gen seit vielen Jahren willkürlich kleingerechnet sind und ihrem Ziel, die Mindestvo-
raussetzungen für ein menschenwürdiges Leben sicherzustellen, nicht gerecht wer-
den. 

Hier ist aus unserer Sicht auch eine verbesserte, realitätsnähere Gestaltung der Re-
gelungen, was angemessenen Wohnraum im Bereich der Grundsicherung angeht, er-
forderlich, auch wenn man im Auge behalten muss, dass jetzt nicht etwa Renditen von 
Wohnungsvermietern aus öffentlichen Grundsicherungsmitteln subventioniert werden 
sollen. Aber die Empirie zeigt einfach, dass vielfach die gegenwärtigen Regelungen 
bei Weitem zu restriktiv sind, um der Zielsetzung gerecht zu werden.  
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Man muss auch danach schauen: Gibt es Gründe, und zwar mehr Gründe, als bisher 
anerkannt werden, dass ein Verweis auf eine andere, kostengünstigere Wohnung aus 
sozialen Gründen nicht zumutbar ist? Da gibt es auch ein paar Fragezeichen, was 
diese Kriterien angeht. Menschen, die seit Jahrzehnten in ihrem Wohnquartier verwur-
zelt sind und dort ihre sozialen Bezüge haben, kann man nicht einfach auf ein fünf oder 
zehn Kilometer entferntes Quartier mit Billigmieten verweisen, ohne ihre ganze Le-
bensbiografie zu ignorieren und kaputtzumachen. Da muss es mehr Flexibilität geben. 

Zur Frage von Frau Paul, wie man die Inanspruchnahme von Wohngeld erhöhen 
könnte: Ich muss gestehen, da haben wir jetzt keine eigenen instrumentellen Erkennt-
nisse. Möglicherweise sind die Hinweise, die Herr Franke dazu gab, durchaus richtig. 
Aber dazu kann ich im Moment aus unserer verbandlichen Sicht keine Auskunft geben. 

Zum letzten Stichwort, barrierefreie Wohnungen: Da bitten wir immer um Berücksich-
tigung der Tatsache, dass jeder Mensch – jeder, auch Sie, meine Damen und Herren – 
im Lebensverlauf davon betroffen sein kann, auf eine barrierefreie Wohnung angewie-
sen zu sein. Gerade deshalb sollte Barrierefreiheit ein allgemeiner Standard im Woh-
nungsbau werden, genauso, wie es heute selbstverständlich ist, dass wir nicht mehr 
wie früher üblich Gemeinschaftstoiletten auf halber Treppe haben. Barrierefreiheit 
sollte bauordnungsrechtlich im Wohnungsbau, auch im öffentlichen Bau, allgemeiner 
Standard werden.  

Vorsitzende Heike Gebhard: Herzlichen Dank Ihnen allen. – Ich glaube, wir haben 
damit die Runde zum Thema Wohnen abgeschlossen und alle Fragen beantwortet.  

Wir kommen nun zur dritten Runde: Bildung. Ich darf hierzu um Wortmeldungen bitten. – 
Zuerst Herr Lenzen. 

Stefan Lenzen (FDP): Zum Thema Bildung haben wir ein paar Fragen an Frau Dunschen 
von unternehmer nrw: In Ihrer Stellungnahme hatten Sie formuliert, dass gute Bildung 
die beste präventive Sozialpolitik ist. Sie haben sich dabei auf den Gesamtbildungs-
weg von der Kinderbetreuung über die Schule bis zur Berufsorientierung und bis hin 
zur Ausbildung bezogen; und dann soll das Ganze ja quasi in den Arbeitsmarkt hin-
einführen. Da würde mich interessieren, wie Sie die Instrumente der Politik vonseiten 
der NRW-Koalition beurteilen hinsichtlich „Neues KiBiz“, Talentschulen, Fortsetzung 
von KAoA. Inwiefern haben diese Elemente dazu beigetragen, das Ganze in der Praxis 
zu fördern? 

Wir befinden uns noch immer in der Coronakrise. Daher die Frage: Welche Gefahren 
sehen Sie gerade in dieser Hinsicht? Was können Sie bei Ihren Mitgliedsunternehmen 
und bei entsprechenden Partnern vor Ort beobachten? Was fällt dort am meisten auf? 

Eine abschließende Frage in folgendem Kontext – das hat uns auch schon vor Corona 
begleitet, aber vielleicht ist es jetzt wichtiger denn je; oder es wird nach Corona wieder 
wichtig –: Wir haben eben viel über die Gruppe der Alleinerziehenden gesprochen; 
vornehmlich sind Frauen betroffen. Wie könnten denn da Instrumente helfen hinsicht-
lich Teilqualifizierung, und wie beurteilen Sie die Möglichkeiten für das wichtige Thema 
Teilzeitausbildung? Wie kann man damit zusätzliche Perspektiven bieten? 
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Ich sehe hier Zustimmung auch beim DGB; und ich merke es immer wieder in Gesprä-
chen: Teilqualifizierung ist eine Chance für Geringqualifizierte, um auch während der 
Arbeit einen Schritt nach vorn zu schaffen. Aber beim Thema Teilzeitausbildung habe 
ich den Eindruck, das Angebot ist eigentlich viel zu gering, und damit wird eine große 
Gruppe ausgeschlossen. Wie schätzen Sie das ein? 

Dr. Anette Bunse (CDU): Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Hensel: Sie haben von 
armutssensiblen Lernkonzepten gesprochen. Wie stellen Sie sich diese vor? Sollen 
die in den Unterricht integriert sein, oder sollen das besondere Fördermaßnahmen 
sein, die im Prinzip außerhalb des Unterrichts stattfinden? 

Dann haben wir alle eben die Defizite im Bildungsbereich beklagt oder unsere Sorge 
zum Ausdruck gebracht, dass solche Defizite entstehen könnten. Ich habe hier eine 
Frage wiederum an Sie, Herr Hensel, und an Frau Dunschen: Es gibt zum einen die 
sächlichen Defizite und zum anderen die personellen Defizite. Wo sollte denn der erste 
„Angriffspunkt“ sein? Wo muss man als Erstes gucken, dass man junge Leute unter-
stützt, um sie für den Arbeitsmarkt fit zu machen? 

Eine weitere Frage, die in eine ähnliche Richtung geht: Sie haben von Teilzeitausbil-
dung gesprochen, Sie haben aber auch geäußert, Frau Dunschen, dass seitens der 
Unternehmen ein gewisses Niveau an Fähigkeiten von den jungen Menschen erwartet 
wird. Wie können Sie da den Schulen entgegenkommen? Wo sehen Sie die Verpflich-
tung auch von den Unternehmern, und auf welche Fähigkeiten beziehen Sie das alles? 
Ist das dieses typische Lesen, Schreiben, Rechnen? 

Josefine Paul (GRÜNE): In den Stellungnahmen wird beim Thema Bildung, aber auch 
bei der Frage, wie man Kinderarmut begegnen kann, neben der Kindergrundsicherung 
immer wieder auf die Infrastruktur abgehoben. Auch das ist ein weites Feld; nichtsdes-
totrotz möchte ich die Wohlfahrtsverbände und die Sozialverbände um eine Einschät-
zung bitten, verbunden auch mit der gezielten Frage nach der Sozialindexierung. In 
welcher Art und Weise muss die Sozialindexierung ausgestaltet sein, damit sie tat-
sächlich eine Lenkungswirkung entfalten kann? 

Darüber hinaus die Frage: Wir sprechen bei Bildung immer eher von den formalen 
Bildungswegen, also von Schule etc. Welche Rolle spielen denn die informellen und 
nonformalen Bildungswege, um junge Menschen zu unterstützen und sie gerade in 
der jetzigen Situation zu stabilisieren? 

An Frau Dr. Graf speziell die Frage bezüglich der Ausbildungssituation: Wie sollte man 
mit erwerbslosen Jugendlichen und jungen Erwachsenen umgehen? Wie kann eine 
Unterstützung besser funktionieren, um diese Menschen tatsächlich in Arbeit bzw. 
Ausbildung zu bringen und ihnen Perspektiven zu bieten? Diese Frage möchte ich 
auch an Frau Dunschen richten und würde zudem gern wissen, wie eine bessere Ver-
zahnung, eine bessere Unterstützung erfolgen kann, was aber auch die Bedarfe der 
Wirtschaft sind, um junge Menschen besser in Arbeit integrieren zu können – auch 
diejenigen, die vielleicht aus etwas schwierigeren Lebensverhältnissen kommen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 42 - APr 17/1402 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 05.05.2021 
112. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Josef Neumann (SPD): Der DGB weist in seiner Stellungnahme insbesondere bei der 
Bildungsfinanzierung darauf hin, dass Nordrhein-Westfalen dabei die rote Laterne in-
nehat. Auch hier der Hinweis auf die unterschiedlichen Finanzierungssysteme im Bil-
dungssystem, was die Schulform angeht; bekanntlich gibt es eine Bevorzugung der 
Gymnasien. Ich möchte Sie, Frau Dr. Graf, um Hinweise bitten, wie man dieses Thema 
angehen kann. 

Auch der Kinderschutzbund weist auf die Unterfinanzierung des Systems hin. Zum 
Bildungsbereich gehören aber noch viele andere Faktoren, und da hätte ich z. B. an 
Herrn Dr. Hensel die Frage zum Stellenwert der Schulsozialarbeit. Wie können die 
notwendigen Rahmenbedingungen hierfür gesichert werden? 

An Frau Dunschen wie auch an Frau Graf geht die Frage nach aktuellen Erfahrungen 
aus dem Bereich KAoA – „Kein Abschluss ohne Anschluss“. Wie funktioniert KAoA? 
Hat sich KAoA durchgesetzt – unabhängig von der Krisensituation Corona? Denn 
KAoA ist aus unserer Sicht ein wichtiger Faktor, um Ausbildungszugänge zu ermögli-
chen. Wie kann man diese Bereiche sicherstellen?  

Eine weitere Frage an Sie beide: Bildung in Unternehmen – wie bekommen wir in Zei-
ten von Digitalisierung sozusagen den Bildungstransfer besser organisiert? Welchen 
zusätzlichen Stellenwert müssen betriebliche Qualifizierung und Bildung bekommen, 
um insbesondere bei den Ungelernten den Bildungstransfer sicherzustellen? Denn 
dieser hat auch damit zu tun, ob man im betrieblichen System vorankommen kann.  

Es geht also um die Rahmenbedingungen – auf der einen Seite im Bildungssystem 
selbst und auf der anderen Seite bezüglich der sozialräumlichen Gestaltung und Be-
gleitung durch Schulsozialarbeit und anderes. Das greift letztendlich ineinander. 

Claudia Dunschen (Landesvereinigung der Unternehmensverbände Nordrhein-
Westfalen e. V. [unternehmer nrw]): Herr Lenzen, Sie haben einen Satz aus unserer 
Stellungnahme erwähnt: „Gute Bildung ist präventive Sozialpolitik.“ Worauf ich beim 
Lesen des Sozialberichts gestoßen bin, ist insbesondere der Satz – ich zitiere –: „Bil-
dung bestimmt maßgeblich die berufliche Perspektive und damit die Verdienstchancen 
und die soziale Absicherung.“ Daher ist es aus unserer Perspektive besonders wichtig, 
mit guter Bildung von Beginn an anzusetzen. Ich glaube, über die Frage des Bildungs-
zugangs brauchen wir in diesem Land nicht mehr zu diskutieren. Der Zugang ist da, 
aber es muss natürlich die entsprechende Qualität im Bildungssystem vorhanden sein, 
qualitativ hochwertig und mit entsprechenden Ressourcen ausgestattet, um den immer 
wieder bestätigten Zusammenhang von sozialer Herkunft und Bildungserfolg zu ent-
koppeln.  

Sie sprachen einige Instrumente des Landes an, insbesondere auch das KiBiz, das 
Kinderbildungsgesetz. Wir sehen es als sehr positiv an, dass da hohe Investitionen 
getätigt wurden – die aber auch schon längst überfällig waren. Es ist gut, dass die 
Sprachförderung – die es vorher schon gab; KitaPlus und Co. – fortgeführt wird, da 
gerade der Spracherwerb ganz wichtig ist. Wenn es einen Förderbedarf gibt, muss 
dem entsprochen werden, und zwar bitte direkt im Zuge der frühkindlichen Bildung in 
den Kindertagesstätten, weil da die Weichen für den Bildungserfolg gestellt werden.  
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Sie sprachen die Talentschulen an. Da sehen auch wir es als sehr hilfreich und wichtig 
an, in bestimmten „Problembezirken“ verstärkt Mittel hineinzugeben, um nicht von Be-
ginn an Probleme aufwachsen zu lassen, sondern ihnen präventiv und fundiert direkt 
begegnen zu können.  

KAoA – kein Abschluss ohne Anschluss – ist ein sehr wichtiges Instrument der Berufs-
orientierung; es bietet jungen Menschen die Chance, Einblicke in Berufsbilder zu be-
kommen, von denen sie vielleicht dachten, sie seien unattraktiv. Sie bekommen Ein-
blicke und sehen mögliche damit verbundene Verdienstchancen, die sich in bestimm-
ten Bereichen der Industrie auftun. Daher ist es wirklich wichtig, an KAoA weiter fest-
zuhalten.  

Jetzt muss man natürlich sagen: Im letzten und in diesem Jahr haben viele Unterneh-
men ihre Berufsorientierungsangebote auf den digitalen Weg verlegen müssen, da es 
pandemiebedingt keine anderen Möglichkeiten gab. Es ist gut, wenn viele Angebote 
digital gemacht wurden; aber das ist nicht in allen Bereichen sinnvoll. In bestimmten 
Gewerken des Handwerks, wo es darum geht, zu erfahren, wie mit welchem Material 
gearbeitet wird, oder auch in anderen Bereichen ist es gar nicht möglich, alles digital 
zu vermitteln. Da kann ich nur um Ihr Verständnis werben; viele Unternehmen haben 
wirklich sehr kreativ überlegt, wie sie es handeln können. Wie kann man junge Men-
schen digital in die Ausbildungswerkstatt holen, um ihnen zu zeigen, was man machen 
kann? Das ist leider nicht überall möglich, und wir hoffen, dass irgendwann vieles wie-
der in der Realität möglich ist, um Perspektiven aufzeigen zu können.  

Herr Lenzen, Sie sprachen Teilqualifizierung und Teilzeitausbildung an. Ich denke, die 
Teilqualifizierung ist für besonders viele Zielgruppen ein sehr geeignetes Instrument, 
etwa auch, um Langzeitarbeitslose mit nicht vorhandener Berufsausbildung sukzes-
sive an den Abschluss eines anerkannten Ausbildungsberufs heranzuführen, sodass 
sie damit auch einen entsprechenden Verdienst generieren können. Denn mit einem 
ausreichenden Verdienst ist das Armutsrisiko wesentlich geringer, als wenn man im-
mer nur auf einem niedrigen Qualifikationsniveau unterwegs ist. – Das war jetzt eine 
Zielgruppe, bei der wir glauben, dass Teilqualifizierungen sehr hilfreich sind. Es kann 
aber genauso gut bei Menschen mit Behinderung oder Menschen mit Fluchthinter-
grund eingesetzt werden. 

Eben wurde auch das Thema Teilzeitausbildung angesprochen im Zusammenhang 
mit alleinerziehenden Eltern, mehrheitlich eben Frauen. Ich glaube, da ist noch Luft 
nach oben, sei es bei den Unternehmen, die das umsetzen, sei es aber auch bei den 
Menschen, die es nutzen. Eine Teilzeitausbildung kann nur so gut genutzt werden, wie 
auch das hierfür benötigte Kinderbetreuungsangebot ist. Da wurde im Sozialbericht 
richtigerweise aufgezeigt, dass erst mit einem bedarfsgerechten Betreuungsangebot 
Erwerbstätigkeit im entsprechenden Umfang möglich ist. Das müssen wir in diesem 
Zusammenhang ganz besonders mitdenken.  

Frau Dr. Bunse, Sie sprachen über mögliche Defizite von jungen Menschen und die 
Notwendigkeit, sie fit zu machen. Da sind wir bei den Grundkompetenzen – genauso 
wie Sie es eben sagten: Lesen, Schreiben, Rechnen. Meine Damen und Herren, das 
müssen doch die Kompetenzen sein, mit denen junge Menschen aus der Schule kom-
men! Wenn das im Schulsystem nicht gewährleistet ist, wo soll es dann passieren?  
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Deswegen sprechen wir uns sehr für eine hohe Bildungsqualität aus; und dafür muss 
auch Geld in die Hand genommen werden. Dafür müssen alle Bildungsinstitutionen 
von Beginn an bis zu den Berufskollegs – alle! – finanziell wirklich gut ausgestattet 
werden. Woher soll es denn sonst kommen? 

Was leistet die Wirtschaft in diesem Zusammenhang? Es gibt gerade im Feld der Be-
rufsorientierung das „Netzwerk Schulewirtschaft“; das ist ein Netzwerk, in dem Unter-
nehmen mit Lehrern, mit Schulen zusammenarbeiten, um Einblicke in Berufsbilder zu 
generieren, aber auch, um Lehrern Praktikumsmöglichkeiten in Betrieben zu bieten, 
um einfach noch mal Einblick in die Praxis zu haben und zu erfahren: Worum geht es 
eigentlich? Betriebsbesichtigungen sind gut und bieten eine gute Möglichkeit, Einblick 
zu bekommen. Aber mal ein zweitägiges oder auch längeres Praktikum zu machen, ist 
sicherlich auch nicht schädlich.  

Was die Frage von Frau Paul angeht, so haben wir eben schon kurz über die Talent-
schulen gesprochen. Da liegt für bestimmte Bereiche, in denen regional Defizite gese-
hen werden, eine Förderung vor, um der Problematik begegnen zu können. Es gibt 
auch diverse Förderinstrumente im SGB III, also im Bereich der Bundesagentur für 
Arbeit, die während der Ausbildung unterstützen können, sei es die assistierte Ausbil-
dung, seien es weitere Maßnahmen wie berufsvorbereitende Angebote. In Kombina-
tion mit den Berufskollegs gibt es entsprechende Möglichkeiten, um zu begleiten und 
zu unterstützen. Schließlich ist es ein Ziel für beide Seiten, zu einem Berufsabschluss 
zu kommen – für die Person selbst, weil es einen stolz macht, ein Ausbildungszeugnis 
oder ein Zertifikat, was auch immer – beispielsweise einen Kaufmannsgehilfenbrief; 
ich selbst habe in meinem ersten Leben Bürokauffrau gelernt –, zu erhalten. Zum an-
deren geht es um die Möglichkeit für die Wirtschaft, die benötigten Fachkräfte bedarfs-
gerecht auszubilden. 

Martin Franke (Sozialverband VdK – Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zuge-
schaltet]): Ich glaube, nur eine der Fragen, und zwar die von Frau Paul, war an uns 
gerichtet. Da wir auf diesem Gebiet keine ausgewiesenen Expert*innen sind, nur fol-
genden Hinweis – das geht auch aus den Daten des Sozialberichts hervor –: Es wurde 
darauf aufmerksam gemacht, dass es in einkommensschwachen Haushalten und bei 
Familien mit Migrationshintergrund häufig an lernunterstützenden Maßnahmen fehlt. 
Insofern wäre es wichtig, auch da wieder das Thema Wohnung zu berücksichtigen. 
Häufig leben diese Familien in beengten Wohnungen, und gerade in Zeiten von Home-
schooling fehlt vielen Schüler*innen ein eigenes Zimmer, in dem sie in Ruhe den Lern-
stoff aus der Schule nachholen oder ihn sich aneignen können. Das ist ein Problem.  

Worauf der Armuts- und Reichtumsbericht noch aufmerksam macht, ist, dass es vielen 
Haushalten bereits an der Grundvoraussetzung, dem Internet, fehlt. Das ist natürlich 
ein großes Manko, wenn man diese Hauptvoraussetzung für Homeschooling nicht er-
füllen kann, weil man keinen PC und keinen DSL-Anschluss hat. 

Ich kann auch noch sagen, dass es vor Kurzem eine Antwort auf die Frage der Grünen 
nach dem Mittelabfluss des Förderprogramms „Digitalpakt Schule“ gab. Da wurde mit-
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geteilt, dass von diesem Förderbetrag – bundesweit wurden insgesamt 5,5 Milliar-
den Euro bereitgestellt – bislang nur 488 Millionen Euro abgeflossen sind, also knapp 
8,9 %. Das macht in der Summe 40.930 mobile Endgeräte.  

Jetzt wissen wir alle, wie viele einkommensschwache Familien Probleme hatten, den 
Kindern ein mobiles Endgerät bereitzustellen. Da würde es eine Lenkungswirkung ent-
falten, und es würde geltendes Recht umgesetzt, wenn diese Mittel abgeschöpft wür-
den. Herr Kreutz sagte entsprechend zu einem anderen Thema, dass den Menschen 
hierdurch schon sehr geholfen werden könnte und sie gerade in diesen schwierigen 
Zeiten an Bildung teilhaben könnten.  

Ein weiterer Schritt wäre, für Personen, die sich aktuell in Ausbildung befinden, ein 
Recht auf Kurzarbeit einzuführen. Dies böte die Möglichkeit für Betriebe, die derzeit 
nicht geöffnet sein können, die Ausbildungsvergütung zu 100 % erstattet zu bekom-
men, sodass die jungen Menschen weiterhin in der Ausbildung gehalten werden kön-
nen und nicht in noch größere finanzielle Schwierigkeiten geraten. 

Dr. Sabine Graf (Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Nordrhein-Westfalen): 
Ich habe von Herrn Neumann die Frage gestellt bekommen, wie es denn mit den Bil-
dungsausgaben ist. Ja, in Nordrhein-Westfalen haben wir da im Vergleich der Bundes-
länder die rote Laterne, und auch im OECD-Vergleich sind wir ganz weit unten. Zum 
Vergleich eine Zahl – das ist der Durchschnitt über alle Schulen –: Bayern: 8.400 Euro 
pro Kopf für jeden Schüler, Nordrhein-Westfalen: 6.400 Euro. Daran sieht man den 
Unterschied.  

Aber es geht im Besonderen auch um Grundschulen; auch da müsste man genauer 
hinschauen. Das ist eine der wichtigsten Schularten, weil im Gegensatz zu allen an-
deren Schulen die Kinder in der Grundschule über alle Unterschiede hinweg, über alle 
Klassen, Schichten, beschult werden. Das macht diese Schule so besonders. Und da 
ist die Finanzierung besonders schlecht; das Gymnasium wird eindeutig bevorzugt und 
bekommt fast 1,6 Mal mehr Geld als die Grundschule. Und das ist natürlich wichtig, 
gerade wenn man realisiert, dass das eine hoch selektive Geschichte ist: Zuerst sind 
alle zusammen; und genau da ist am wenigsten Geld vorhanden. Und dann geht der 
eine Teil auf eine finanziell gut ausgestattete Schule, und die anderen bleiben letzt-
endlich vor den Toren stehen. 

Wir sagen: Um für eine gerechte Finanzierung zu sorgen, muss man sich jede Schule 
anschauen; es geht um einen schulscharfen Sozialindex. Man hat dabei jede Schule 
im Blick und nicht nur eine bestimme Schulform. Jetzt soll ja ein bisschen kommen – 
aber das ist nicht das, was wir uns vorstellen, sondern das muss richtig herunterge-
brochen werden, sodass klar ist, welche Schule wie viel Geld braucht. Unterschiedli-
ches muss auch unterschiedlich behandelt werden, indem man sehr genau vorgeht. 
Letztlich ist es auch Aufgabe einer Kommune, das zu tun – dieses Thema hatten wir 
heute schon einmal in ähnlicher Weise. Das wäre aber eine Lösung. 

Ganz kurz noch, Frau Paul, zum Thema „Ausbildung von Erwerbslosen“: Wir nennen 
dies Qualifizierung, aber natürlich ist es auch eine Ausbildung. Nur die wenigsten 
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Langzeitarbeitslosen bekommen vom Jobcenter das Angebot, eine Ausbildung zu ma-
chen; in der Regel geht es um Qualifizierungsmaßnahmen. Bei den Ausbildungen ist 
es so: Da werden bestimmte Bereiche identifiziert; die sind dann einige Jahre lang 
Trend. Was wir hinbekommen müssen, ist: Jeder Auszubildende bekommt eine Aus-
bildungsvergütung. Wenn jemand aber im SGB II-Bezug drinsteckt, dann ist das wie-
der ganz anders. Diese Person sagt dann vielleicht: Jetzt strenge ich mich so an und 
habe es bis hierhin geschafft – und bekomme wieder nur Hartz IV. Deswegen sagen 
wir: Eine Anerkennung in Form einer geringen Vergütung, die dann natürlich zu 
Hartz IV hinzukommt, wäre ein guter Anreiz.  

Natürlich wäre es notwendig, dass die Jobcenter stärker auf die Vermittlung von guten 
Chancen für eine Ausbildung ausgerichtet sind. Das ist nämlich nicht der Fall; in der 
Regel geht es um Arbeitsgelegenheiten und um Teilqualifizierung. Das ist jedoch 
nichts, worauf man ein gutes Berufsleben aufbauen kann. 

Dr. Frank Johannes Hensel (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW): Vielen Dank, dass viele von Ihnen die freie Wohlfahrtspflege 
mit adressiert haben. Wir sind im Bildungsbereich ja weniger ein Schulträger – es gibt 
einige Förderschulen; ansonsten sind wir oft bei den Übergangsprogrammen hinterher 
und lebensbegleitend natürlich ganz von Beginn an tätig. Ich habe hier einen erfreulich 
weiten Bildungsbegriff wahrgenommen; es gibt nonformale, informelle Bildungsele-
mente, die bei unserer sehr abschlussorientierten Einordnung oft vergessen werden. 
Sie kennen das in allen Ämtern: Referent, Sachbearbeitung, alles ist abschlussorien-
tiert. Das ist eine Denke, die wir sowohl in der öffentlichen Verwaltung als auch in 
vielen anderen Arbeitsbereichen finden und die den vorhandenen Möglichkeiten häufig 
gar nicht gerecht wird. 

Insofern wird es bei diesen Bildungselementen, die nicht so formal sind, um eine Mög-
lichkeit der Darstellung gehen, sodass diese lebenslaufrelevant werden und von Per-
sonalern auch gewertet werden können. Ich weiß, dass es zu diesem Thema schon 
ganze Kongresse gibt und man sogar sehr gute Erfahrungen damit macht. Trotzdem 
bricht sich das in der Praxis noch nicht wirklich Bahn; die Ämter beispielsweise reagie-
ren noch kaum hierauf. Ich lade ein, dass wir das mal durchdeklinieren bis in die be-
hördlichen Ebenen hinein.  

Ich hole auch deshalb ein bisschen weiter aus – Sie merken dann schon, worauf ich 
hinauswill –: Wenn man meint, es reiche, Geld irgendwo hineinzustecken, um die Si-
tuation zu verbessern, dann täuscht man sich. Ein Beispiel: Es gab eine Bereitstellung 
von 5,5 Milliarden Euro für den Digitalpakt Schule. Bis Ende 2020 sind davon ganze 
488 Millionen Euro abgeflossen – 8,9 %. Das heißt, dieses Mittelangebot trifft auf ein 
System, das nicht einmal binnen eines Jahres darauf reagieren kann. 

Dann haben Sie aber hier und da auch einmal Glück: Von den 40.000 digitalen End-
geräten, die deutschlandweit darüber beschafft und direkt an Kinder aus SGB II-Haus-
halten weitergegeben wurden, sind allein 4.000 – 10 % – in Wuppertal angekommen, 
weil es da engagierte Menschen gibt. So ungefähr müssen Sie sich das vorstellen: Wir 
haben ein Bildungssystem, bei dem es Glückssache ist, dass einige Schulen, einige 
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Schulleitungen, einige Schulämter, einige Lehrerkollegien eine besondere Affinität ha-
ben können, und da fluppt das – und bei den anderen eben nicht.  

Wir treffen hier also mit einen Anspruch auf eine Berufswelt, die sehr unvorbereitet 
dafür ist. Noch ein Beispiel, das dies deutlich machen kann: Die Kreidetafel ist ein seit 
Jahrhunderten sehr etabliertes Utensil; sie gehört zu jeder Schulausstattung. Das 
Buch ist an unseren Schulen auch schon recht lange etabliert und gehört als Lernmittel 
zu jeder Ausstattung dazu – sowohl für die Kinder als auch für die Lehrenden, die 
dadurch etwas Schriftliches an der Hand haben. Beim Laptop ist das aber noch nicht 
gelungen. – Wir sind jetzt im neuen Jahrtausend, und ich lade sehr dazu ein, sich der 
Lernmittelfrage noch mal neu zu stellen.  

Ich weiß, dass diese Frage hier im Landtag schon behandelt wurde; es ist ein Annä-
herungsprozess. Aber wir müssen da nun auch zum Ziel kommen. Dann ist das näm-
lich auch etwas, das man mit einem Mindeststandard machen kann, was nicht mehr 
sozialindexiert ist, sondern bei dem klar ist: Das gibt es leihweise, und das gibt man 
auch zurück, wie ein Buch. Es gibt Länder, die uns das vormachen, z. B. Uruguay – 
„One laptop, one child“, ein zehn Jahre altes Programm. 

Wir müssen also gar nicht alles selbst erfinden; es gibt da schon ganz viel. Aber wir 
treffen auf ein System, das vielleicht eine IT-Affinität hat – oder diese auch weniger hat –, 
und auf eine sehr monochrome Berufswelt.  

Alle in einem Lehrerkollegium sind pädagogische Fachkräfte. Meistens sind die Lei-
tungskräfte dies auch, und für ganz viele in dem verantwortlichen Ministerium gilt das 
ebenso. Ich will nicht sagen, das sei etwas Schlechtes; ich beschreibe es nur. Aber in 
der Altenhilfe können wir so schon nicht mehr arbeiten – Sie gestehen mir vielleicht 
zu, dass ich dazu kundiger sprechen kann –; Sie können gute Pflege nicht ausschließ-
lich mit Pflegekräften machen. Sie brauchen therapeutische Kräfte, Sie brauchen 
Hauswirtschaftskräfte; Sie brauchen lauter Leute – und Sie brauchen natürlich auch 
richtige fachliche Pflegekräfte. Ich glaube, dass ein Clou sein wird, dass die Kollegien 
„angereichert“ werden – nicht nur durch die Fortbildungsinitiativen, die es im Moment 
gibt, sondern auch durch ausweisliche IT-Fachkräfte, neben dieser digitalen Pädago-
gik, die im Moment seitens unseres Landesministeriums angeboten wird. 

Jetzt zur Frage: „Muss es dann noch armutssensible Instrumente geben, und müssen 
die extra sein?“ Armutssensibles Lernkonzept – ganz einfach –: Wenn jedes Kind, das 
aus der Grundschule kommt, lesen und schreiben kann und die Grundrechenarten 
beherrscht, wenn es etwas Ahnung von Ernährung hat, von Lebensmitteln, und wenn 
es etwas Ahnung von Selbstsorge und kleiner Heilkunde hat, dann wäre das schon 
sehr hilfreich. Das sind armutssensible Lernkonzepte – und das müssen Sie nicht nur 
den Armen beibringen, sondern allen.  

Mit anderen Worten: Ich lade sehr dazu ein, sich des Themas „Armutssensibles Lern-
konzept“ anzunehmen. Wir können auch ein anderes Wort dafür suchen; mit „armuts-
sensibel“ wird das vielleicht in eine bestimmte Ecke gepackt. Das sind Grundausstat-
tungen, die wir unserem Nachwuchs mitgeben wollen. Denn wenn nur 11 % derjenigen 
Kinder den Weg ins Gymnasium finden, deren Eltern keinen höheren Schulabschluss 
haben, aber weit über die Hälfte der Kinder dorthin überwechseln, bei deren Eltern das 
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der Fall ist, so hat das mit Biologie nichts zu tun, sondern mit Phänomenologie. Wir 
sind auch nicht so ideologisch, dass wir nicht sehen würden, dass mancher eben nicht 
aus seiner Haut kann und dass es sein kann, dass auch jemand mit dem entsprechen-
den familiären Hintergrund mehr oder auch weniger Glück – oder Pech – haben kann. 
Das stimmt schon alles. Aber wir müssen als System dafür sorgen, dass wir ein Ideal 
dahinter haben, und das Ideal ist doch wohl, dass jeder Werdegang entlang von Nei-
gungen und Fähigkeiten gelingt und wir nicht etwa ein Viertel der Kinder in der Schule 
irgendwie aussortieren. Die kommen relativ chancenarm hinten an. Das finde ich eine 
ganz schlechte Entwicklung – die übrigens schon ziemlich alt ist. 

Darum meine ich tatsächlich, dass es des Aufbrechens auch dieser ganzen hermeti-
schen Schulwelt bedarf. Dazu gehört eine etablierte Schulsozialarbeit, von der ersten 
Klasse an.  

Wir haben auch nicht mehr den Streit – Frau Paul, Sie fragten eben danach –: Ist das 
Jugendhilfe oder Schule? Das macht keinen Unterschied. Wenn Sie Leute haben, die 
mit einem begleitenden sozialarbeiterischen Blick und ausgewiesener Fachkenntnis in 
der Schule sind, dann wird das klappen, egal, in welchem Ministerium Sie das gerade 
ansiedeln – Hauptsache, Sie besprechen sich dazu mit den richtigen Fachleuten. Da-
rum haben wir von der Wohlfahrtspflege aus diesen Streit beigelegt, weil wir jetzt eher 
inhaltlich weiter nach vorne kommen wollen. Wir haben uns jahrelang an der Forde-
rung abgearbeitet, dass dies Jugendhilfe ist, und jetzt versuchen wir, mit der Jugend-
hilfe im Schulministerium nach vorne zu kommen.  

Ich bitte Sie, noch einen Punkt mit auf den Schirm zu nehmen und den Fokus nicht 
mehr auf eine möglichst rasche Marktfähigkeit der jungen Generation zu richten. Sie 
wissen alle – jeder kann aus seinem Freundes- und Bekanntenkreis dazu etwas bei-
tragen –, wie viel junge Leute davon profitieren, wenn ihnen nach einer schulischen 
Laufbahn irgendjemand sagt, dass er sie braucht. Das gibt es einmal durch tolle Pro-
gramme, das gibt es aber auch durch etwas, das längst da ist, aber nicht offensiv 
genug beworben wird, nämlich die Möglichkeit, ein ökologisches, ein soziales, ein kul-
turelles Jahr, beispielsweise auch bei einem Sportverein, zu machen. Wir wissen alle, 
dass das in Deutschland inzwischen nur noch freiwillig geht. Das ist in Ordnung; ich 
möchte nur sehr dafür werben. Denn das bringt eine ganze Menge. Sie beobachten 
doch auch, dass viele, die im Anschluss an die Schule unmittelbar eine Ausbildung 
meinen finden zu müssen, sich vertun. Studienabbrecherquoten von 50 % sind ganz 
enorm; es gibt ohnehin einen relativ hohen Druck. Der Bildungswahn von Eltern – so 
sage ich mal – bringt manchen auf eine akademische Laufbahn, auf die er gar nicht 
will.  

Wir sollten also durch ein zusätzliches soziales Jahr – das es schon gibt; es muss gar 
nicht neu erfunden werden – doch etwas stärker die eigentlichen Neigungen und Fä-
higkeiten herauszufinden versuchen. 

So weit zum Stichwort „Aufbrechen des Bildungsbegriffs“; vielleicht geht es auch um 
eine Erweiterung des schulischen Sektors um weitere Professionen, damit so etwas 
wie Mittelbereitstellung besser angenommen werden kann und nicht davon abhängt, 
ob man das Glück hat, wie vorhin dargelegt in Wuppertal oder entsprechenden ande-
ren Regionen zu leben.  
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Daniel Kreutz (SoVD Nordrhein-Westfalen e. V. [per Video zugeschaltet]): Ich hatte 
mir bezüglich der Frage von Frau Paul die Stichworte Infrastruktur, Sozialindexierung 
und „Informelle Bildung“ notiert. Infrastruktur ist natürlich eine wesentliche Vorausset-
zung für gelingende Bildung. Wir brauchen ausreichend Schulen, damit der Schul-
pflicht zu zumutbaren Bedingungen Genüge getan werden kann. In meiner Heimat-
stadt Köln fehlen uns 50 komplette Schulen, um dem Bildungsbedarf nachzukommen. 
Natürlich brauchen wir dabei Schulen, die eine lernfördernde Umgebung bieten und 
keine Umgebung, von der man sich mit Grausen abwendet.  

Soziale Indexierung ist zweifellos ein wichtiges Thema, aber Sozialindexierung sollte 
nun nicht als Instrument zur Verteilung allzu knapper Mittel dienen. Die Überwindung 
der chronischen Unterfinanzierung des Bildungswesens scheint uns auch hier eine 
wesentliche Voraussetzung, um die beiden großen Fragen, vor denen unser Schul-
system steht, lösbar zu machen. Das ist zum einen die Überwindung der hohen sozi-
alen Selektivität, die unserem Bildungssystem schon seit Jahrzehnten bescheinigt 
wird, ohne dass es einen politischen Ansatz gegeben hätte, dies wirksam zu überwin-
den. Zum Zweiten geht es um den notwendigen inklusiven Umbau unseres Schulwe-
sens zur gleichen Beschulung von Kindern mit und ohne Förderbedarf und Behinde-
rungen. 

Diese Aufgaben bedürfen einer ordentlichen und bedarfsgerechten Infrastruktur; wir 
brauchen – da stimme ich Herrn Hensel sehr zu – multiprofessionelle Teams, die auch 
in der Lage sind, den besonderen Bedarfen von behinderten und besonders förderbe-
dürftigen Schülerinnen und Schülern zu entsprechen. – Förderbedürftig sind ja alle 
Schülerinnen und Schüler, ohne Ausnahme, und sie sollten jeweils so gefördert wer-
den können, dass sie die ihnen individuell möglichen besten Abschlüsse erreichen 
können.  

Dem steht natürlich das langjährig diskutierte Thema im Wege, dass wir nach der 
Grundschule, nach Klasse 4, die Kinder auf Basis fiktiver Prognosen in unterschiedlich 
gegliederte hierarchische Schulformen sortieren. Wir sehen darin ein großes Hinder-
nis, sowohl für die Überwindung der sozialen Selektivität als auch für die Verwirkli-
chung eines inklusiven Schulsystems. 

Was die informelle Bildung angeht, so ist mir als Erstes das Stichwort „Private Nach-
hilfe“ eingefallen. Das ist ja informell; es ist nicht Bestandteil des Regelschulsystems. 
Aber private Nachhilfe ist natürlich sofort ein Aspekt, der Arm und Reich bei der Bildung 
scheidet. Arme Haushalte können sich keine teure Nachhilfe leisten; wohlhabende 
Haushalte neigen mittlerweile schon dazu, ihre Kinder für relativ viel Geld in Privat-
schulen unterrichten zu lassen.  

In diesem Zusammenhang verweise ich auf unsere Forderung, dass der Grundsatz 
der Lernmittelfreiheit umfassend verwirklicht werden muss. Die Teilhabe an Bildung 
darf an keiner Stelle davon abhängen, wie groß die materiellen Ressourcen des elter-
lichen Haushalts sind. 

Die Schule muss auch bezüglich der personellen Ausstattung in die Lage versetzt wer-
den, privat finanzierten Nachhilfeunterricht weitestgehend überflüssig zu machen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 50 - APr 17/1402 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 05.05.2021 
112. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Denn das ist Teil der Aufgabe, die die Schule der jungen Generation gegenüber zu 
erfüllen hat. 

Letztlich ist, wenn wir Bildungsgerechtigkeit anstreben und soziale Selektivität sowie 
die Exklusion von behinderten Kindern beklagen, einer der wichtigen Ansatzpunkte – 
erneut –, Armut und prekäre Lebenslagen zurückzudrängen. Denn in dem Maße, wie 
wir dieses Problem verkleinern, verkleinern wir gleichzeitig auch Fragen der sozialen 
Selektivität.  

Jana Liebert (Deutscher Kinderschutzbund Bundesverband e. V. [per Video zu-
geschaltet]): Zum Finanzierungssystem möchte ich gar nicht mehr so viel sagen; dazu 
wurde von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern schon einiges vorausgeschickt. Ich 
würde aber gern noch auf einen Punkt hinweisen – weil eben über Hemmnisse ge-
sprochen wurde und die Frage gestellt wurde: „Fließt das Geld überhaupt ab?“ –: Ein 
wichtiger Faktor ist die vorhandene Anzahl an Fachkräften. Man kann Geld geben, 
man kann sich gute Konzepte überlegen, die qualitativ hochwertig sind – wenn die 
Leute nicht da sind, dann nützt das alles nichts. 

Da möchte ich kurz den DGB anführen: Bis 2030 fehlen 300.000 Erzieherinnen und 
Erzieher bundesweit, und bis 2025 fehlen über 10.000 Grundschullehrkräfte. Wenn 
man sich diese Zahlen anschaut und auch die Entwicklung sieht – Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter –, muss man neben der Frage von Geld und 
guten Qualitätskonzepten – das ist wichtig, gerade für benachteiligte Kinder und Ju-
gendliche – auch auf einen guten Personalschlüssel achten, um all das umzusetzen.  

Da muss man genauer hinschauen und fragen: Wie kann man gemeinsam diese Fach-
kräfte gewinnen? 

Dr. Kai Seiler (Landesinstitut für Arbeitsgestaltung NRW [LIA NRW]): Noch ein 
ergänzender Kommentar: Natürlich müssen wir schauen, dass Bildung auch im Beruf 
weiter stattfindet. Auch da hatte ich zu der eben schon angesprochenen Gruppe je-
denfalls auf Basis unserer Daten den Sachverhalt feststellen können, dass dort immer 
weniger Qualifizierungen stattfinden bzw. noch nicht mal entsprechende Angebote ge-
macht werden. 

Das ist natürlich keine gute Entwicklung in Bezug auf die Förderung und den Erhalt 
der Beschäftigungsfähigkeit. Wir müssen an die gesundheitlichen Voraussetzungen 
denken, aber wir müssen auch an die qualitativen Bildungsvoraussetzungen denken. 
Wir haben in Deutschland in der Tat – das ist schon angesprochen worden – eine sehr 
starke Abschlussorientierung. Dafür müssen wir, wenn wir im Blick behalten, welche 
unterschiedlichen Beschäftigtengruppen wir in der Arbeitswelt haben, Lösungen fin-
den; sonst geht das dauerhaft schief. Dann werden wir die Beschäftigungsfähigkeit 
nicht dauerhaft erhalten können.  

Vorsitzende Heike Gebhard: Vielen Dank. – Ich habe nun keine weiteren Wortmel-
dungen mehr. 
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Einen ganz herzlichen Dank an alle Expertinnen und Experten, die uns so lange zur 
Verfügung gestanden haben. Ich glaube, wir haben eine Menge an Erkenntnissen hin-
zugewonnen. 

Ich wünsche Ihnen allen einen guten Verlauf für den weiteren Arbeitstag. Es liegt ja 
noch etwas vor uns; das gilt auch für die Damen und Herren Abgeordneten. Bis zum 
nächsten Mal! 

gez. Heike Gebhardt 
Vorsitzender 
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Tableau 

eingeladen Teilnehmer/innen Stellungnahme 

Landesvereinigung der Unternehmensverbände 
Nordrhein-Westfalen e.V. (unternehmer nrw), 
Düsseldorf 

 

Claudia Dunschen 17/3867 

Sozialverband VdK 
Nordrhein-Westfalen e.V., 
Düsseldorf 
 

Martin Franke 
(per Videostream) 

17/3848 

Deutscher Gewerkschaftsbund 
Bezirk Nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf 
 

Dr. Sabine Graf 17/3847 

Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege NRW 
c/o Diözesan-Caritasverband 
für das Erzbistum Köln e.V., 
Köln 
 

Dr. Frank Johannes 
Hensel 

17/3824 

Sozialverband Deutschland SoVD 
Nordrhein-Westfalen e.V., 
Düsseldorf 
 

Daniel Kreutz 
(per Videostream) 

Linda Malolepszy 
(per Videostream) 

17/3827 

Deutscher Kinderschutzbund Bundesverband e.V. 
Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG, 
Berlin 
 

Jana Liebert 
(per Videostream) 

17/3841 

Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
Rheinland Westfalen e.V. 
(VdW Rheinland Westfalen), 
Düsseldorf 
 

Oliver Niermann 17/3849 

Landesinstitut für Arbeitsgestaltung NRW 
(LIA NRW), 
Bochum 
 

Dr. Kai Seiler 17/3840 
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Absagen von eingeladenen Sachverständigen / Institutionen 

 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Standort Düsseldorf 
(Außenstelle/Qualifizierungszentrum), 
Düsseldorf 
 

--- 

 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 
Köln 
 

--- 
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